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DREHBUCH EINER KRAFTANSTRENGUNG

Politik erschöpft sich längst nicht mehr in der klaglosen Bewältigung der Niederungen des Alltags.
Das ist selbstverständliche Routine. Gute Politik setzt ehrgeizige Ziele und arbeitet konsequent an
deren Umsetzung. Dieser Weg ist unbequem, aber ohne Alternative.

Die österreichische Bundesregierung hat sich in der Budgetpolitik ein klares, unmissverständlich
quantifizierbares und gleichzeitig auch sehr wichtiges Ziel gesetzt: Die Budgetkonsolidierung bis
2002. Das heißt, die Rückführung der Nettoneuverschuldung in den öffentlichen Haushalten auf 
die Marke Null.

Seit Februar 2000 arbeitet das Bundesministerium für Finanzen als zuständiges Ressort an der 
Erreichung dieses Zieles. Vor Ihnen liegt der Leistungsbericht 2000-2002, der aber nicht - wie der
Jahresabschluss - periodengerecht bilanziert, sondern in die Zukunft reicht.

Denn im Jahr 2000 wurden die Weichen für dieses ehrgeizige Konsolidierungsprogramm gestellt. 
Erstmals nach drei Jahrzehnten soll es keine zusätzlichen Schulden mehr geben. Damit wird unser
Land mittelfristig die drückende Last von Zinsenzahlungen und Tilgungen verringern können und 
wieder budgetären Spielraum für Zukunftsinvestitionen gewinnen.

Dazu war ein Gesamtkonzept notwendig. Das heißt, innerhalb eines Jahres mussten die strukturellen
Voraussetzungen für insgesamt drei Bundesbudgets geschaffen werden. Nur so ist das Konsolidie-
rungsziel erreichbar.

Der vorliegende Leistungsbericht gibt Ihnen nicht nur eine Übersicht über Struktur und Arbeitsweise
des Finanzministeriums und der ihm untergeordneten Verwaltungsbehörden, sondern er vermittelt
gleichsam ein Drehbuch der Budgetkonsolidierung. Inklusive Motivenbericht, Detailinformationen 

Mag. Karl-Heinz Grasser Dr. Alfred Finz
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und Darstellung der Vision von einem langfristig schuldenfreien Österreich. Die Vielfalt der Aufgaben
des Finanzministeriums ist ebenso dokumentiert wie die politischen Leitlinien für die Budgeterstel-
lung 2001 und 2002.

Wir im Finanzministerium verstehen uns als Motor dieses Konsolidierungsprozesses mit Schrittmacher-
funktion beim Controlling und Benchmarking, mit Beispielwirkung für andere Ressorts bei Effizienz-
steigerung und Reform zu mehr Bürgernähe und im Bewusstsein der internationalen Entwicklung und
der darin verankerten Rolle Österreichs.

Die Einleitung des Budgetsanierungsprozesses kam spät, aber nicht zu spät! Es war und ist eine
beachtliche operative und politische Kraftanstrengung. Doch schon in wenigen Jahren werden wir
spüren: Es hat sich gelohnt! Mehr noch, an diesem Kraftakt führte kein Weg vorbei.

Ein Ressort zieht Bilanz. Wir wünschen den Lesern unseres Leistungsberichtes viel Interesse und uns
selbst ein Gelingen dieses Vorhabens.

Dr. Alfred Finz
Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen

Mag. Karl-Heinz Grasser
Bundesminister für Finanzen
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Die Basis für öffentliche 
Dienstleistungen

Es klingt zwar altbekannt, aber es bleibt Kern-
punkt der Budgetpolitik in allen westlichen
Demokratien: Die dem Parlament jeweils vor-
gelegten Budgetvoranschläge sind das in Zah-
len gegossene Regierungsprogramm. Somit ist
die Arbeit des Bundesministeriums für Finan-
zen praktisch die Grundlage zur Finanzierung
eines geordneten Gemeinwesens und zur Um-
setzung der Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik der Regierung. Es geht dabei um die
Sicherstellung einer effizienten Verwaltung,
moderner öffentlicher Dienstleistungen und
um die Investitionspolitik des Bundes. Die
zentralen Aufgaben des Ressorts sind somit
traditionell die Budget- und Steuerpolitik.
Aber auch Fragen der Wirtschafts- und Struk-
turpolitik spielen eine wachsende Rolle, denn
Mittelaufkommen und Mittelverwendung sind
zentrale strukturpolitische Steuerungsmecha-
nismen. Zu den Kernaufgaben des Finanz-
ministeriums zählt auch das Zollwesen.

Im Laufe der historischen Entwicklung sind
dem Finanzministerium schrittweise aber auch
zusätzliche Agenden der Wirtschaftsaufsicht
zugeordnet worden. Dazu zählen Kontroll-
funktionen auf dem Gebiet des Banken-,

Sparkassen-, Börsen- und Versicherungswe-
sens. Nicht zuletzt mit dem Beitritt zur EU
wiederum ist eine Reihe neuer Aufgaben ent-
standen, so etwa die Mitwirkung Österreichs
an der Wirtschafts- und Währungsunion und
die damit verbundene Notwendigkeit der
Koordination in der Wirtschafts- und Fiskal-
politik. Das Finanzministerium bearbeitet da-
rüber hinaus Fragen im Zusammenhang mit
dem Haushalt der EU, widmet sich dem Be-
reich der Steuerkoordination, der Gestaltung
der Finanzdienstleistungen und des Zollwe-
sens im europäischen Integrationsprozess. Ein
weiterer Bereich unserer Aufgabenstellungen
im Dienste Österreichs ist die Zusammenarbeit
im Rahmen der internationalen Finanzinstitu-
tionen.

Finanzverwaltung und 
Beteiligungsmanagement

Das Bundesministerium für Finanzen ist die
Dienstaufsichtsbehörde der Finanzverwaltung.
Dem Ministerium unterstehen alle Behörden
der Finanzverwaltung des Bundes, in erster
Instanz die Finanz- und Zollämter, in zweiter
Instanz die Finanzlandesdirektionen. Dem Res-
sort unterstehen weiters die Finanzprokuratur
und das Bundespensionsamt. Seit 1996 nimmt
das Finanzministerium auch die Eigentümer-
funktion an der ÖIAG (Österreichische Indust-

DAS BUNDESMINISTERIUM FÜR

FINANZEN --- DREHSCHEIBE FÜR

ÖFFENTLICHE AUFGABEN UND

REFORMEN
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rieholding AG) wahr. Die ÖIAG ist als Anteils-
eigner verschiedener Unternehmen auch die
Privatisierungsagentur des Bundes. Das Minis-
terium hält die Eigentümerfunktion ebenso für
eine Reihe anderer Bundesbeteiligungen.

Das Dienstleistungszentrum für
die Euro-Umstellung

Mit der Einführung der Euro-Banknoten und
Euro-Münzen am 1. Jänner 2002 wird der
letzte und für die Bevölkerung wohl sichtbar-
ste, weil unmittelbar erlebbare Schritt zum
Übergang auf eine gemeinsame europäische
Währung erfolgen. Damit wird Österreichs
Teilnahme an der Europäischen Währungsuni-
on erstmals greifbare Realität. Die gemeinsa-
me Währung gilt bereits jetzt in zwölf von
fünfzehn Mitgliedsländern der EU, nämlich
Österreich, Deutschland, Italien, Frankreich,
Spanien, Portugal, Griechenland, Niederlande,
Irland, Finnland, Belgien und Luxemburg. Die
EU-12 sind der Euro-Raum.

Das ist einer der wichtigsten Schritte auf dem
bisherigen Weg des europäischen Einigungs-
prozesses. Das Bundesministerium für Finan-
zen in seiner Funktion als gleichsam größter
„Rechner“ des Landes hat dafür in enger Zu-
sammenarbeit mit der Oesterreichischen Na-
tionalbank umfassende Vorarbeiten geleistet.

Die Euro-Zone wird Wirklichkeit

Der Euro als gemeinsame Währung schafft
nicht nur ausgewogenere Wettbewerbsbedin-
gungen zwischen den Unternehmen der Teil-
nehmerstaaten, er verbessert auch die Voraus-
setzungen für Wirtschaftswachstum, Investiti-
onsverflechtung und Beschäftigung. Damit
wird die Rolle Europas gegenüber den anderen
großen Wirtschaftsräumen der Welt gestärkt.
Die gemeinsame Währung bringt aber auch
eine höhere Transparenz bei den Preisen und

letztlich bei den steuerrechtlichen Rahmenbe-
dingungen zwischen den einzelnen Volkswirt-
schaften. Der Preisvergleich sowohl in be-
triebswirtschaftlicher wie volkswirtschaftli-
cher Hinsicht wird damit wesentlich erleich-
tert. Damit bekommt der einzelwirtschaftliche
Wettbewerb zwischen Unternehmen eine
neue Dimension.

Es zählt mit zu den wichtigen öffentlichkeits-
wirksamen Aufgabenstellungen des Finanzmi-
nisteriums, den für die Umstellungsmodalitä-
ten vereinbarten Zeitplan sowie die verpflich-
tend vereinbarten verrechnungstechnischen
Rahmenbedingungen einer möglichst breiten
Öffentlichkeit näher zu bringen. Unter dem
Titel „Euro-Initiative der Bundesregierung“
wird die österreichische Bevölkerung im Rah-
men einer umfassenden Kampagne informiert.
Das Bundesministerium für Finanzen ist hier
mit dem wirklich gelungenen Info-Flyer „Der
Euro kommt“ präsent. Ein Jahrhundert-Projekt
steht vor seiner operativen Verwirklichung.
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Euro-Minister Grasser

Bundesminister Mag. Karl-Heinz Grasser ist
ein leidenschaftlicher Verfechter einer ge-
meinsamen Währung für Europa. Er zeichnete
nicht nur auf nationaler Ebene für den Euro-
Fahrplan mitverantwortlich, sondern setzte
sich auch auf europäischer Ebene mit großer
Vehemenz für die zeitgerechte Umsetzung der
Euro-Umstellung ein. In der Finanzverwaltung
ist man daher folgerichtig bestens auf den
Tag X, den 1. Jänner 2002, vorbereitet.

Modernes Steuermanagement -
Transparenz für den Bürger

Die öffentliche Verwaltung und die von den
Gebietskörperschaften dominierten Dienstleis-
tungsunternehmen unterliegen der zunehmend
kritischen Aufmerksamkeit von öffentlicher
und veröffentlichter Meinung. Ein Phänomen,
das sich in Zeiten tendenziell wachsender
Steuer- und Abgabenquoten noch verstärkt.

Der Bürger will nicht nur Steuergerechtigkeit
sichergestellt wissen, sondern mahnt zuneh-
mend mehr Transparenz, Effizienzvergleiche
der öffentlichen Stellen mit privatwirtschaftli-

chen Aufgaben sowie ein daraus resultieren-
des internationales Benchmarking ein. Diesen
erhöhten Anforderungen aus dem öffentlichen
Diskussionsprozess stellt sich das Bundesmi-
nisterium für Finanzen in vollem Umfang:

Bei der Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist
gerade das Finanzministerium den Prinzipien
der Wirtschaftlichkeit, der Zweckmäßigkeit
und der Sparsamkeit verpflichtet. Eine opti-
male, sparsame und transparente Verwendung
der Bundesmittel sowie eine faire Lastenver-
teilung sind ein wesentliches Anliegen der
gegenwärtigen Budget- und Fiskalpolitik.
Der sparsame Umgang mit den Geldern der
Steuerzahler ist ein zentrales Anliegen unseres
Ressorts mit seinen rund 15.000 Mitarbeitern.
Das Ministerium plant, steuert und prüft die
Einnahmen und Ausgaben des Bundes. Es
regelt die finanzielle Beziehung zwischen dem
Bund und den Ländern und gestaltet die
Finanzpolitik der EU mit. Damit kommt dem
Finanzministerium naturgemäß eine besonde-
re Rolle unter den Bundesministerien zu.

Das Finanzministerium und seine Dienststellen
verstehen die Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler als Staatsbürger mit allen Rechten und
Pflichten und sehen sie als Kunden des öffent-
lichen Dienstleistungsangebotes.

Konkretes Personaleinsparungs-
programm

Der Wille zur Effizienz dokumentiert sich
unter anderem in den Plänen für die Personal-
entwicklung im Finanzressort. Vom 1.1.2001
bis Ende 2003 sollen im Zentralbereich des
Ministeriums sowie in den Finanzlandesdirek-
tionen noch insgesamt rund 800 Vollzeitbe-
schäftigte eingespart werden. Ein Beweis
dafür, wie ernst der Konsolidierungskurs auch
im eigenen Wirkungsbereich genommen wird.
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Weitere Einsparungspotentiale
sind in Umsetzung

Hier einige Beispiele:

• Die Ausgliederung der Bankenaufsicht.

• Die Optimierung der Standorte in der
Finanzverwaltung.

• Die gesetzliche Verpflichtung zur elektroni-
schen Übermittlung der Lohnzettel. Das
dadurch eingesparte Personal kann dauer-
haft in den Kernbereichen der Finanzver-
waltung eingesetzt werden. 

• Der Ausbau der Selbstberechnung von
Gebühren und Verkehrsteuern durch Notare
und Rechtsanwälte.

• Die Zusammenführung der Lohnsteuer- und
Gebührenprüfung mit der Betriebsprüfung.

• Die Optimierung der Bekämpfung des Steu-
er- und Zollbetruges durch flächendeckende
Prüfungsmaßnahmen.

• Der Verkauf diverser Liegenschaften, die
vom Bund nicht mehr benötigt werden.

• Die Reorganisation der Hauptzollämter.

• Im Interesse der Steuerzahler: Eine schlanke
Finanzverwaltung.

• Die bereits erfolgte Gründung einer Bundes-
beschaffungs-GesmbH zur ressortübergrei-
fenden Nutzung von Synergieeffekten. Hier
liegen - in den zu erzielenden Synergien
und Konditionenoptimierungen - beträcht-
liche Einsparungsmöglichkeiten.

Alle diese Maßnahmen haben den Zweck, fol-
gende Ziele zu erreichen:

• Promptes und gerechtes Steueraufkommen
unter verstärkter Wahrung der Effizienz-
grundsätze.

• Effiziente Verwendung der Mittel als eige-
ner, beispielgebender Beitrag zum Konsoli-
dierungsprozess im Gesamtbudget.

• Vertretung der Interessen aller Steuerzahler
in Hinblick auf einen sinnvollen und effi-
zienten Einsatz der durch das Steuer- und
Abgabenaufkommen lukrierten Gelder für
die öffentliche Hand.
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Das Finanzministerium ist naturgemäß Motor
und Controller bei der Umsetzung der Konso-
lidierungspolitik der österreichischen Bundes-
regierung. Folgerichtig sind im Jahr 2000
umfangreiche Anstrengungen begonnen wor-
den, mit gutem Beispiel im Hinblick auf Büro-
kratieabbau und Steigerung der Effizienz vor-
anzugehen. 

SEKTION I

Optimierung des Mitteleinsatzes

Die klassischen Steuerungs- und Stabsaufga-
ben in der Betreuung des Bundesministers
und des Staatssekretärs, die Belange der in-
ternen und externen Kommunikation sowie
Angelegenheiten der Vermögensverwaltung des
Bundes sind in der Sektion I zusammengefasst.

Der effiziente Einsatz der vorhandenen Per-
sonalressourcen ist oberstes Gebot. Das Bun-
desministerium für Finanzen ist eine Koordi-
nations-, Service- und Beratungsstelle in Per-
sonalangelegenheiten für den gesamten Be-
reich der Zoll- und Finanzverwaltung. Zum
Jahresende 2000 war für diesen Bereich eine
Reduktion der Beschäftigung auf rund 14.050
Vollarbeitsplätze geplant. Tatsächlich konnte
jedoch ein Wert von 13.837 Vollbeschäfti-
gungsäquivalenten erreicht werden. Das ge-
plante Einsparungsziel wurde somit um 213
Vollarbeitsplätze übertroffen. Für das Jahr
2001 ist eine weitere Reduzierung auf einen

Stand von 13.700 Vollbeschäftigungsplätzen
geplant. Gleichzeitig werden die Einsparungs-
bemühungen durch die Erarbeitung und Ein-
richtung eines professionellen Personalent-
wicklungskonzeptes unterstützt.

Die Sparleistung beim Personalaufwand kann
sich sehen lassen: Im Budgetvollzug ergaben
sich beim Personalaufwand in der Finanzver-
waltung Einsparungen in Höhe von mehr als
17,80 Millionen Euro (245 Millionen Schilling).
Der Großteil davon entfällt auf Personalauf-
wandsreduktionen in den Finanzlandesdirek-
tionen. 

Das Regierungsprogramm sieht bekanntlich
massive Einsparungen und Verwaltungsver-
einfachungen beim öffentlichen Dienst vor. 
In nahezu allen Verwaltungsbereichen des Fi-
nanzressorts begannen im Jahr 2000 daher
umfassende Reformprojekte.

Grundlage dafür ist ein modernes und pro-
fessionelles Controlling. Im Laufe des Jahres
2000 wurden für das Finanzressort umfang-
reiche Vorarbeiten geleistet. Es wurden von
der Controlling-Abteilung in Zusammenarbeit
mit einem externen Experten und den jeweils
Betroffenen Leistungskennzahlen für Buchhal-
tungen, Kanzleien und Amtswirtschaften des
gesamten Finanzressorts entwickelt. Mit Hilfe
dieser Leistungskennzahlen wurde der Infra-
strukturbereich erstmals einer eingehenden
Untersuchung unterzogen.

DIE BILANZ DES JAHRES 2000 ---

DER WEG STIMMT



13

Eine der tragenden Säulen der wirtschaftspo-
litischen Konzeption der Bundesregierung ist
ein klar formuliertes Privatisierungsprogramm.
Da das Bundesministerium für Finanzen für
die Verwaltung von direkten und indirekten
Unternehmensbeteiligungen des Bundes
zuständig ist, ergibt sich hier ein direkter
Konnex. Auf der Basis des ÖIAG-Gesetzes
2000 erging an die staatliche Holding ÖIAG
der Privatisierungsauftrag, Unternehmen oder
Anteile an Unternehmen zu 100% entweder
neuen Eigentümern, strategischen Partnern
oder dem Publikum zuzuführen. Betroffen
waren und sind: Die Österreichische Staats-
druckerei GesmbH, die Dorotheum GesmbH,
die Printmedia Austria AG, die Flughafen Wien
AG, die Österreichische Postsparkasse AG, die
Telekom Austria sowie die Austria Tabak AG.
In Erfüllung dieses Auftrages erfolgten im
November 2000 der Verkauf von 100% der
PSK an die Bank für Arbeit und Wirtschaft AG,
die Abgabe von 22,4% an der Telekom Austria
AG über die Börse sowie die Abgabe von 4,8%
an die STET International (Telekom Italia).
Weiters erfolgten der Verkauf von je 2,62%
der Flughafen Wien AG an die Stadt Wien und
das Land Niederösterreich, die Abgabe von
3,22% im Zuge eines Aktienrückkaufs der
Flughafen Wien AG sowie die Abgabe der
restlichen 8,92% an der Flughafen Wien AG
an nationale und internationale institutionelle
Investoren.

Vom Bundesministerium für Finanzen werden
derzeit rund 30 Bundesbeteiligungen verwal-
tet. Dazu zählen neben den Beteiligungen, die
die ÖIAG hält u.a. Regionalflughäfen, Straßen-
baugesellschaften, Wohnbaugesellschaften,
der Österreichische Bundesverlag, BÜRGES
und die FGG.

Nicht unwesentlich für den Erfolg der gestar-
teten Reform- und Konsolidierungsarbeiten ist

die Öffentlichkeitsarbeit. Sowohl die interne
wie auch die externe Kommunikation haben
für das Finanzministerium einen hohen Stel-
lenwert. Die geplanten Maßnahmen zur Ver-
waltungsreform verlangen eine kontinuierliche,
sachorientierte und offene interne Kommuni-
kation. Darüber hinaus gilt es, die externen
Öffentlichkeiten von der Notwendigkeit und
vom Nutzen der Budgetkonsolidierung bzw.
der Rückführung der Nettoneuverschuldung
auf Null zu informieren und zu überzeugen.

Die Information über die Einführung des Euro
ist einer der weiteren Informationsschwer-
punkte, vor allem für das Jahr 2001.

Das Internet ist gegenwärtig das zukunfts-
trächtigste und in seiner Bedeutung am ra-
schesten wachsende Medium im Bereich der
Öffentlichkeitsarbeit. 2001 wurde die Website
www.bmf.gv.at überarbeitet, sodass eine
benutzerfreundlichere Gestaltung und eine
bessere Zielgruppenorientierung erreicht wer-
den konnte.

Mit der Einführung und Ausweitung der elek-
tronischen Medien nimmt auch der Informa-
tionsaustausch via e-mail rasant zu. Die Zahl
der bei der Finanzverwaltung einlangenden
Anfragen erhöht sich von Monat zu Monat,
wobei es unseren Mitarbeitern gelungen ist,
die durchschnittliche Dauer der Beantwortung
deutlich zu senken. Bei einfachen Auskünften
mittlerweile auf weniger als einen Tag!



14

SEKTION II

Sanierung im europäischen 
Kontext

Die Sektion II des Bundesministeriums für
Finanzen ist das finanzielle Nervenzentrum
der Republik Österreich. In ihren Aufgabenbe-
reich fällt die Vorbereitung der Budgets eben-
so wie deren konsequente Umsetzung. Alle
anderen Ministerien haben im Finanzministe-
rium ein „budgetäres Visavis“, dessen Aufgabe
es ist, durch Mitarbeit an der Erstellung und 

am Vollzug der Budgets dahingehend zu wir-
ken, dass die budgetären Rahmen in den
Ministerien eingehalten und die Steuergelder
sparsam, wirtschaftlich und zweckmäßig ein-
gesetzt werden. Denn Budgetpolitik ist nur
mit vernetztem Denken und mit dem Sensori-
um für das Machbare möglich.

Die Grundlagen der Konsolidierung

Das Jahr 2000 stellte eine Trendwende in der
österreichischen Budgetpolitik dar. Erstmals in
der Geschichte der Staatshaushalte wurden
nicht weniger als drei Budgets in einem Jahr
erstellt. Sie alle dienen dem Ziel der Erreichung
des Nulldefizits im Jahr 2002. Der Konsolidie-
rungskurs wurde bewusst mittelfristig defi-
niert und geht in die zügige Verwirklichung.

Der Bundesvoran-
schlag 2000 sah
auf administrativer
Basis ein Nettodefi-
zit von 3,97 Milliar-
den Euro (54,6 Mil-
liarden Schilling)
vor. Das wären 2%
des Bruttoinlands-
produktes gewesen.
Durch den strikten
Budgetvollzug 2000

und eine günstige Konjunktur konnte der Net-
toabgang jedoch auf über 2,83 Milliarden
Euro (39 Milliarden Schilling) gesenkt werden.

1995         1996           1997         1998          1999           2000          2001         2002             

Finanzschulden inkl. Währungstauschverträgen und
Rechtsträgerfinanzierung in % des BIP

57,50 57,01 58,70 58,74 59,86 58,52 57,75
55,66

Jahr
Schulden in
heimischer
Währung

Schulden in
fremder

Währung
Gesamtschuld

Bruttoinlands-
produkt in 
Mrd. Euro

Nichtfällige Finanzschulden unter Berücksichtigung von Schulden 
und Forderungen aus Währungstauschverträgen 1995-2002

in Mio. Euro

1995 1) 76.400 21.156 97.556 169,6 57,50
1996 1) 80.001 21.512 101.514 178,1 57,01
1997 1) 85.100 22.160 107.260 182,7 58,70
1998 1) 83.734 27.869 111.603 190,0 58,74
1999 1) 101.196 16.778 117.974 197,1 59,86
2000 1) 103.984 16.722 120.705 206,3 3) 58,52
2001 1)2) 106.365 16.826 123.191 213,3 3) 57,75
2002 1)2) 107.193 17.217 124.410 223,5 3) 55,66

Gesamtschuld
in % des BIP

1997                1998                  1999                  2000            BVA 2001        BVAE 2002             

Aufwand für Zinsen (netto)
 in % des BIP 1997-2002

3,49

3,45

3,37

3,22

3,18

3,12

Quelle: BMF, Budgetrede 2002

1) Unter Berücksichtigung des Bundesbesitzes an eigenen Wertpapieren
2) Schätzung vom Jänner 2001
3) Prognosen des WIFO: für 2001 vom Oktober 2000; 

für 2000 und 2002 vom Dezember 2000
Quelle: BMF, Budgetrede 2002

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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Das machte eine beachtenswerte, rund
30%ige Verbesserung gegenüber dem Voran-
schlag und eine Reduktion von immerhin über
1,09 Milliarden Euro (15 Milliarden Schilling)
aus. Diese Konsequenz erleichtert die Errei-
chung des Zieles.

Rechnet man beim Zinsendienst für die
Finanzschulden mit einem Zinssatz in Höhe
von durchschnittlich 5,5%, so bedeutet diese
Defizitminderung allein eine Zinsersparnis von
rund 61,05 Millionen Euro (840 Millionen
Schilling) pro Jahr. Darüber hinaus wurde der
Finanzschuldenzuwachs des Bundes gebremst.

Im 2. Halbjahr des Jahres 2000 ging es an die
Erstellung des Budgets 2001. Im Interesse
künftiger Generationen mussten dabei bud-
getpolitische Versäumnisse der Vergangenheit
ausgeglichen werden. Denn die Budgetkonso-
lidierung war in den Jahren 1998 und 1999 in
Stillstand geraten.

Die Österreichische Bundesregierung reagierte
damit auf berechtigte internationale Kritik
über den schleppenden Fortgang der dringend
notwendigen Budgetkonsolidierung. Die Kritik
kam etwa seitens der Europäischen Union, des
Internationalen Währungsfonds und der OECD.

Der Bundesvoranschlag 2001 sieht folgerich-
tig ein Nettodefizit von rund 2,38 Milliarden
Euro (32,8 Milliarden Schilling) oder 1,1% des
Bruttoinlandsproduktes vor. Damit kommt es
zu einer Nettodefizitsenkung gegenüber dem
vorläufigen Erfolg 2000 in Höhe von rund
472,37 Millionen Euro (6,5 Milliarden Schil-
ling) und gegenüber 1999 sogar um 2,57 Mil-
liarden Euro (35,4 Milliarden Schilling). Ein Bud-
getsanierungsprogramm, das Konturen zeigt!

Die richtige Entscheidung für die
Zukunft

Der Bundesvoranschlag für das Jahr 2002
sieht ein Nettodefizit von nur mehr rund

828,47 Millionen
Euro (11,4 Milliar-
den Schilling) oder
0,4% des Bruttoin-
landsproduktes vor.
Folglich konnte das
Nettodefizit neuer-
lich um 1,56 Milli-
arden Euro (21,4
Milliarden Schil-
ling) gegenüber
2001 sinken.

Damit liegt erst-
mals ein Budget
für 2002 vor, das
ein ebenso wichti-
ges, wie historisch
gesehen in der
zweiten Republik
einmaliges Ziel

Belgien
Italien
Griechenland
Österreich
Spanien
Deutschland
Schweden
Frankreich
Niederlande
Portugal
Dänemark
Finnland
Irland
Großbritannien
Luxemburg    

111 ,1
110 ,7

103 ,9
64 ,4

61 ,0
60 ,0

58 ,6
58 ,3
56 ,9
56 ,1

48 ,5
42 ,5
41 ,6

38 ,8
5,5

Schuldenquoten   im EU-Vergleich in % des BIP1)

2)

1) Stand: Dezember 2000
2) Prognosewerte lt. BMF: Budgetsaldo 1,3%, Schuldenquote 62,9%

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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hat: Ein Finanzierungsdefizit der öffentlichen
Haushalte insgesamt von 0,0% des BIP - also
das vielzitierte Nulldefizit. 

In der Folge rückt das Ziel, mittelfristig die
Finanzschuld des Bundes auf 55% des BIP zu
senken, in realistische und greifbare Nähe.
Das ist die Trendumkehr zu mittelfristig
größeren Freiräumen in der Haushaltspolitik.

Wichtig sind in diesem Zusammenhang auch
die österreichischen Beiträge für den Gesamt-
haushalt der Europäischen Union. Der ge-
samte Haushalt der EU macht rund 89,39 Mil-
liarden Euro (1.230 Milliarden Schilling) aus
und ist somit eineinhalb Mal so groß wie der
österreichische Staatshaushalt. Österreich ist
bekanntlich EU-Nettozahler. Die Beiträge der
einzelnen Länder bemessen sich nach dem
Bruttosozialprodukt und auf Basis der Mehr-
wertsteuer sowie der Einnahmen aus den tra-

ditionellen Eigenmitteln (Zölle, Agrar- und 
Zuckerabgaben). Unser Land hat im Jahr 2000 
rund 2,05 Milliarden Euro (28,2 Milliarden
Schilling) oder 1% des österreichischen BIP an
den EU-Haushalt geleistet. Der Anteil Öster-
reichs an der Eigenmittelfinanzierung zum
EU-Haushalt beträgt 2,5%. Die wichtigste
Ausgabenposition der EU war auch 2000 die
gemeinsame Agrarpolitik. Sie beanspruchte
nicht weniger als 45,8% der gesamten EU-
Aufwendungen.

Österreich erhielt im Jahr 2000 Leistungen
aus dem EU-Haushalt im Gesamtausmaß von
rund 1,38 Milliarden Euro (19 Milliarden
Schilling). Davon entfielen rund 74% auf Leis-
tungen für die Landwirtschaft, 19% betrafen
Strukturförderungen.

Gerade die Nettozahler in der EU haben die
Verpflichtung, auf die Haushaltsdisziplin
innerhalb der Gemeinschaft zu achten. Bei der
Gestaltung und Finanzierung der Ausgaben-
programme achtet Österreich penibel darauf,
dass die Grundsätze der Fairness, der Spar-
samkeit und der Wirtschaftlichkeit vorrangig
beachtet werden. Auch das ist eine der wich-
tigen Aufgaben des Bundesministeriums für
Finanzen.

Weitere wichtige 
Weichenstellungen

Die lang diskutierten Leistungen an ehemalige
Sklaven- und Zwangsarbeiter des NS-Regimes
auf dem Gebiet des heutigen Österreich wird
Wirklichkeit. Ein „Fonds für Versöhnung,
Frieden und Zusammenarbeit (Versöhnungs-
fonds)“ wurde mit insgesamt 436,04 Millio-
nen Euro (6 Milliarden Schilling) dotiert. Die
Mittel stammen vom Bund, anderen Gebiets-
körperschaften sowie aus Zuwendungen vieler
Bereiche der Wirtschaft.
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Bei der Krankenanstalten-Finanzierung ist es
gelungen, mit den Finanzausgleichspartnern
eine Vereinbarung für die nächsten vier Jahre
abzuschließen. Sie soll den Mittelzufluß aus
dem Bundesbereich (Bund und Sozialversiche-
rungen) konstant halten, gleichzeitig jedoch
Weiterentwicklungen im Sinne einer Neu-
strukturierung ermöglichen.

Die Sektion II des Finanzministeriums hat das
Bundesimmobiliengesetz verhandelt und sehr
tiefgreifend verändert. Mit diesem Reformvor-
haben werden Bundesimmobilien mit einer
Nutzfläche von etwa fünf Millionen Quadrat-
metern (alle Liegenschaften mit Ausnahme
der historischen Bauten und der militärisch
genutzten Objekte) an die Bundesimmobilien-
gesellschaft zum Preis von 2,40 Milliarden
Euro (33 Milliarden Schilling) verkauft. Alle
Ministerien werden damit Raum bzw. Immobi-
lien zu marktorientierten Preisen mieten müs-
sen, womit eine sparsamere Nutzung erreicht
werden soll.

Um das Kostenbewusstsein zu stärken, wurde
sowohl die gegenseitige Leistungsverrechnung
zwischen Organen des Bundes und gegenüber
Dritten verstärkt als auch die Kostenrechnung
ausgeweitet. Mit der Erfolgskontrollen-Ver-
ordnung wird zudem seit Beginn des Jahres
2000 die flexible Haushaltsführung, wie sie
von verschiedenen Organisationseinheiten
angewendet wird, einheitlich überprüfbar.

Auch beim komplexen Thema Finanzausgleich
konnte 2000 eine Einigung erzielt werden.
Diese betrifft den Finanzausgleich im engeren
Sinn, die Wohnbauförderung und die Kranken-
anstaltenfinanzierung.

Zur Erreichung eines gesamtstaatlichen Null-
defizits haben sich die Bundesländer ver-
pflichtet, einen wesentlichen Beitrag zu leis-

ten. Sie müssen in der Finanzausgleichsperi-
ode 2001 bis 2004 einen durchschnittlichen
Haushaltsüberschuß von mindestens 0,75%
des BIP, jedenfalls aber 1,67 Milliarden Euro
(23 Milliarden Schilling) jährlich, erzielen. Die
Gemeinden dagegen haben sich verpflichtet,
ihre Haushalte ausgeglichen zu halten.

Die Länder zahlen einen weiteren Konsolidie-
rungsbeitrag in Höhe von 218,02 Millionen
Euro (3 Milliarden Schilling) an den Bund. Der
Konsolidierungsbeitrag der Gemeinden in
Höhe von 106,10 Millionen Euro (1,46 Milliar-
den Schilling) bleibt unverändert.

Die Bundesregierung hat sich vorgenommen,
durch substantielle Veräußerungserlöse die
gesamtstaatliche Schuldenquote dauerhaft
von mehr als 64% des BIP Ende 1999 auf
deutlich unter 60% bis Ende des Jahres 2003
zu senken. Das wird vor allem den Zinsen-
dienst des Bundes spürbar entlasten.

Das Jahr 2000 war auch wichtig für die Pen-
sionsreform. Mit 1. Oktober traten Maßnah-
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men wie Erhöhung des Antrittsalters für Früh-
pensionen sowie der Abschlagszahlung bei vor-
zeitiger Inanspruchnahme einer Alterspension
in Kraft. Das sichert die weitere Funktions-
fähigkeit des geltenden, auf dem Umlagever-
fahren basierenden Pensionssystems. Weiters
trägt es der demografischen Entwicklung der
Bevölkerung Rechnung.

Einnahmenseitige Budgetmaßnahmen konn-
ten leider nicht vermieden werden: Die Bud-
getsanierung wird u.a. durch die Anhebung
der Tabaksteuer, durch die Anpassung der
motorbezogenen Versicherungssteuer, die Er-
höhung der Elektrizitätsabgabe sowie diverse
Anpassungen der Kostenersätze und Gebühren
erleichtert.

SEKTION III

Nationale und internationale
Wirtschaftspolitik

Setzt man in der kurz- und mittelfristigen
Budgetpolitik entscheidende neue Signale, 
so hat das unmittelbare volkswirtschaftliche
Auswirkungen. Deshalb gehört die Beratung
der Bundesregierung bezüglich der strategi-
schen Ausrichtung und der volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen der Steuer- und Finanz-
politik zu wichtigen Aufgaben des Finanzmi-
nisteriums. Doch das gilt nicht nur für die
nationale Wirtschaftspolitik.

Das Finanzministerium spielt eine zentrale
Rolle bei der Formulierung der österreichi-
schen Positionen innerhalb der Europäischen
Union und der Euro-Gruppe der Finanzminis-
ter. Monatlich tagt der ECOFIN-Rat, die
Zusammenkunft der Finanzminister der EU-
Länder, und erarbeitet die Integrationspolitik
bei Steuern, Finanzen und Kapitalmärkten.
Daneben nehmen die monatlichen Verhand-
lungen der Finanzminister in der Euro-Gruppe
zur Formulierung der gemeinsamen Wirt-
schaftspolitik der Euro-Mitgliedstaaten eine
immer wichtigere Rolle ein. Dort werden die
Fiskalpolitik der Euro-12 koordiniert, die
Abstimmung mit der Europäischen Zentral-
bank vorbereitet und gemeinsame Positionen
der Euro-12 gegenüber den internationalen
Finanzinstitutionen festgelegt.

Die inhaltlichen Schwerpunkte lagen im
Berichtsjahr 2000 auf der weiteren Vertiefung
der wirtschaftspolitischen Koordination. Wei-
ters ging es um Fragen des Steuerwesens und
eine stärkere Integration der Finanzmärkte.
Die Integration der europäischen Finanz- und
Kapitalmärkte muss voranschreiten, damit die
Vorteile des Binnenmarktes sowie der Wirt-

16,0

4,5

17,4

4,1

17,9

4,2

18,4

4,6
0,1

0,1

0,1
0,3

Finanzquellen für die Pensionen
in Mrd. Euro

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge

Bundeszuschüsse

Sonstige

1)

1999       2000      2001      2002             

20,6
21,6

22,4
23,1

1) Einschl. Überweisungen aus dem Ausgleichsfonds 

Quelle: BM für soziale Sicherheit und Generationen
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schafts- und Währungsunion voll ausge-
schöpft werden können. Dazu wurden im Jahr
2000 wichtige Weichen gestellt.

Langwierige Verhandlungen kamen endlich zu
grundsätzlichen Festlegungen: Dies betrifft
die Besteuerung privater Zinserträge, den
Verhaltenskodex zur Unternehmensbesteue-
rung, die Besteuerung von Zinsen und Lizenz-
gebühren. Der Kompromiss zur Besteuerung
privater Zinserträge sieht spätestens ab dem
Jahr 2003 einen Informationsaustausch über
Zinseinkünfte von jeweils nicht Ansässigen
vor. Doch eines ist wichtig! Österreich wird,
wie einige andere Mitgliedstaaten, die derzeit
bereits von ihren Gebietsansässigen eine
Quellensteuer einheben, zunächst keine Infor-
mationen weitergeben. Auch die nichtansässi-
gen Bezieher von Zinseinkommen werden
einer Quellensteuer unterworfen.

Internationale Wirtschaftspolitik heißt aktive
Beteiligung Österreichs an den internationa-
len Finanzinstitutionen. Auch dafür ist das
Finanzministerium zuständig. Österreich ist
beteiligt am Internationalen Währungsfonds
(IWF), an der Weltbankgruppe und an der
Europäischen Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung (EBRD). Weiters ist Österreich
Mitglied der Europäischen Investitionsbank
(EIB) sowie einiger regionaler Entwicklungs-
banken. Diese Institutionen haben sich das
Ziel gesetzt, zur Entschuldung der hochver-
schuldeten armen Entwicklungsländer auf
internationaler Ebene beizutragen.

Im Jahr 2001 wird Österreich - seiner wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeiten entspre-
chend - für diese internationalen Finanzinsti-
tutionen einen Beitrag von rund 29,07 Millio-
nen Euro (400 Millionen Schilling) leisten. 

Was viele nicht wissen: Nach wie vor leistet

die österreichische Zollverwaltung einen ganz
wesentlichen Beitrag für Wirtschaftsservice
und Steueraufkommen. Rund 4.300 Zollbe-
dienstete sorgen für Zolleinnahmen in Höhe
von mehr als 239,82 Millionen Euro (3,3 Milli-
arden Schilling) sowie für das Aufkommen an 
Verbrauchssteuern in Höhe von rund 4,36 Mil-
liarden Euro (60 Milliarden Schilling).

Ein wichtiges Arbeitsfeld der Zollverwaltung
ist die Betrugsbekämpfung. Im Jahre 2000
konnten dabei respektable Erfolge erzielt wer-
den: 74,2 Millionen Stück Zigaretten und
1.409 kg Suchtmittel konnten von den Zoll-
fahndern sichergestellt werden.

Seit 1994 ist es in der österreichischen Zoll-
verwaltung zu einer Personalreduktion um
rund 35% und zu einer Senkung der Kosten
um mehr als 39% gekommen.
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SEKTION IV

Dienstleistung für die Bürger

Das Steuerrecht ist für viele Bürgerinnen und
Bürger schwer verständlich oder aufgrund der
Komplexität schlichtweg unüberschaubar.
Deshalb gibt es einen stark wachsenden Infor-
mationsbedarf, dem die Steuersektion des
Finanzministeriums mit einer Anfragendaten-
bank (ADB) Rechnung trägt. E-mail-Anfragen
und Rechtsauskünfte werden systematisch
und elektronisch bearbeitet. Im zweiten Halb-
jahr 2000 gab es etwas mehr als 1.700 Anfra-
gen, von denen zu Jahresbeginn 2001 nur
noch 4% unerledigt waren. Die durchschnittli-
che Bearbeitungsdauer für eine profunde Aus-
kunft an den Bürger konnte auf 4,8 Tage
gesenkt werden.

Budgetkonsolidierung auch 
einnahmenseitig

Das ehrgeizige Ziel, die Neuverschuldung
schon im Budgetjahr 2002 auf Null zu redu-
zieren, macht einen konsequenten Konsolidie-
rungskurs notwendig. Leider kommt der Staat
nicht nur mit ausgabenseitigen Kürzungen aus,
er braucht auch einnahmenseitige Erhöhungen
der Zuflüsse. Das heißt, die Steuer- und Abga-
benquote Österreichs kann kurzfristig nicht
auf einen für längere Sicht anzustrebenden
Wert gesenkt werden.

Bei der Suche nach neuen Steuerquellen gab es
zwei Grundsätze: Gleichmäßigkeit der Besteu-
erung und damit Verstärkung der Steuergerech-
tigkeit sowie Beachtung der sozialen Symmetrie.

Das Budgetbegleitgesetz 2001 enthält daher
eine Reihe von steuerlichen Änderungen, die
deutliche Akzente bei der einnahmenseitigen
Konsolidierung setzen. Dabei handelt es sich
u.a. um folgende Bereiche:

• Stärkere Verschleifung des allgemeinen
Absetzbetrages ab einem Einkommen von
21.802 Euro (300.000 Schilling). Dazu kam
der gänzliche Wegfall dieses Absetzbetrages
ab einem steuerpflichtigen Jahreseinkom-
men von 35.421 Euro (487.400 Schilling).

• Abschleifung des Pensionistenabsetzbetra-
ges im Einkommensbereich zwischen 16.715
und 21.802 Euro (230.000 und 300.000
Schilling).

• Ersatzlose Abschaffung des Investitions-
freibetrages, der bis zum Jahr 2000 9% der
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten von
Anlagegütern ausmachte.

• Einschränkung der steuerlichen Möglichkei-
ten für eine Rückstellungsbildung.

• Senkung der Gebäudeabschreibung von 4%
auf 3%.

• Beschränkung der Verlustvortragsabzüge
auf 75% des Einkommens.

• Gerechte Besteuerung nachgezahlter Bezü-
ge, Vergleichszahlungen sowie Pensionsab-
findungen.

• Erhöhung der Besteuerung von Grundver-
mögen bei der Erbschafts- und Schen-
kungssteuer.

• Erhöhung des Schenkungssteuersatzes für
Stiftungen sowie Vorverlegung der
Besteuerung ihrer Kapitalerträge.

• Erhöhung der Kfz-Steuer für Lkw bis zur
Einführung der geplanten Lkw-Maut.

• Einführung einer Anspruchsverzinsung zur
Vermeidung starker Verzögerungen bei der
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Einkommen- und Körperschaftssteuerveran-
lagung bzw. den Steuerzahlungen.

• Vorübergehende Erhöhung der Einkommen-
und Körperschaftssteuervorauszahlungen
zur Sicherung eines gleichmäßigen Verlaufs
des Mehraufkommens.

Es gab auch Erleichterungen

Zur Förderung des heimischen Kapitalmarkt-
geschehens wurden einige steuerliche Maß-
nahmen ausgearbeitet. Dazu zählen u.a.:

• Die Abschaffung der Börsenumsatzsteuer ab
1. Oktober 2000.

• Die Anhebung des Freibetrages für die steu-
erfreie Ausgabe von Mitarbeiterbeteili-
gungen von 727 auf 1.453 Euro (10.000 auf
20.000 Schilling) sowie die Steuerbegünsti-
gung von Stock-options.

• Der Erwerb von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften von unter 1% wird bei der Erbschafts-
steuer in die Endbesteuerung einbezogen.

Weitere steuerliche Maßnahmen
am Kapitalmarkt

• Senkung der Grenze für die allgemeine
steuerliche Erfassung von Gewinnen aus
der Veräußerung von Beteiligungen an Kör-
perschaften von 10% auf 1%.

• Die Veräußerung von Anteilen an Kapital-
gesellschaften von unter 1% wird wie vor
der Steuerreform 2000 nur bei Spekulati-
onsgeschäften versteuert.

• Die „Spekulationsertragsteuer“ auf die
Aktienveräußerung im Rahmen von Invest-
mentfonds wurde mit einem Satz von 5%
pauschaliert.

Im Bereich der Umsatzsteuer wurde ange-
sichts der administrativen Schwierigkeiten bei
Anwendung eines speziellen Mehrwertsteuer-
satzes der Satz von 14% auf Speisen und Auf-
gussgetränke wieder auf 10% gesenkt.

Übrigens: Die Zahl der Steuerpflichtigen
steigt. Mit Jahresende 1999 betrug die Zahl
der bei der betrieblichen Veranlagung mittels
Steuernummer Erfassten insgesamt mehr als 
1 Million Fälle. Im Rahmen der Arbeitneh-
merveranlagung - also der Besteuerung der
Unselbständigen - wurden 2000 nicht weniger
als 6,8 Millionen Lohnzettel verarbeitet und 
2 Millionen Einkommensteuerbescheide für
1999 ausgestellt.

Betriebsprüfer sind weiterhin 
erfolgreich

Die rund 48.000 Außendienstkontrollen der
Betriebsprüfung - das sind Betriebs- und
Umsatzsteuersonderprüfungen - brachten
1999 ein zusätzliches Steueraufkommen von
828,47 Millionen Euro (11,4 Milliarden Schil-
ling) ein. Davon entfielen 159,88 Millionen
Euro (2,2 Milliarden Schilling) auf Umsatz-
steuersonderprüfungen. Die etwa 36.000
Lohnsteuerprüfungen quer durch Österreich

1997                 1998                 1999                   2000                  2001                  2002             
(vorläufige        (Planwerte)        (Planwerte)               

Werte)

Staatsquoten gemäß volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnung in % des BIP

Steuern und Abgaben (laut VGR) 

Einnahmen des Staates, insgesamt 

Ausgaben des Staates, insgesamt 

53,8 54,2
53,6

51,8 51,4
52,1 51,9 51,5

50,6 50,7

44,8 44,7 44,5
43,6

44,5

50,1

44,3

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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führten zu einem Mehrergebnis von 87,21
Millionen Euro (1,2 Milliarden Schilling). Des
weiteren wurden rund 43.000 Erhebungen
und sogenannte Nachschauen durchgeführt.

Mehr Rechtssicherheit hebt die
Steuermoral

Im Jahr 2000 wurden die Einkommensteuer-
und die Umsatzsteuerrichtlinien im Rahmen
eines Projektmanagements vom Finanzminis-
terium gemeinsam mit den Finanzlandesdirek-
tionen und Finanzämtern erstellt. Diese über-
greifende Zusammenarbeit hat es möglich
gemacht, nach 16 Jahren - die alten Richtlini-
en stammten noch aus 1984 - das gesamte
geltende Einkommensteuerrecht wieder um-
fassend und übersichtlich aufzubereiten. Das
gesamte geltende und überaus umfangreiche
Umsatzsteuerrecht wurde im Zuge der Erstel-
lung der Umsatzsteuerrichtlinien erstmals zu-
sammengefasst und aufbereitet. Diese Steuer-
richtlinien sollen als Nachschlagewerk für die
Verwaltungspraxis und die betriebliche Praxis
die tägliche Arbeit erleichtern. Sie werden in
elektronischer Form aufbereitet und sowohl
der Verwaltung als auch der Wirtschaft im
Internet zur Verfügung gestellt.

Elektronische SteuerErlass- 
Dokumentation (eSEd)

Eine gewaltige qualitative Verbesserung sowohl
für die Finanzverwaltung als in weiterer Folge
auch für die Öffentlichkeit stellt die unmittel-

bar bevorstehende Einführung der eSEd dar.
Erlässe, Verfügungen und andere für die Fi-
nanzverwaltung bedeutsame Informationen,
die bisher meist nur in Papierform verfügbar
waren, sind demnächst für alle Bediensteten
im Rahmen eines elektronischen Erstell-, Ver-
teil- und Dokumentationssystems im Intranet
verfügbar.
Nach einer internen Testphase wird diese
elektronische Datenbank auch der Öffentlich-
keit zur Verfügung gestellt werden. Gewisse
Basisfunktionalitäten werden auch über die
Homepage des Bundesministeriums für Finan-
zen, www.bmf.gv.at, für jedermann verfügbar
sein.

Neuorientierung der österrei-
chischen Finanzverwaltung

Mehr Effizienz und Effektivität - das sind
auch die Ziele eines derzeit laufenden Reorga-
nisationsprojektes, mit dem sich die Finanz-
verwaltung als Vorbild einer innovativen Ver-
waltung profilieren will. Um veraltete Mecha-
nismen zu überwinden, wurde ein grundle-
gendes Reformpapier erarbeitet. Dabei kristal-
lisierten sich u.a. folgende Eckpunkte heraus:

• Die Vereinfachung von Gesetzen,
• die durchgängige Elektronisierung der 

Interaktion mit dem Bürger, 
• eine Verflachung der hierarchischen Organi-

sation,
• die Verkürzung der Abstimmungswege und
• mehr Eigenverantwortung auf der Ebene der

Leistungsersteller.

In diesem Projekt geht es um eine umfassende
Gesamtreform, die auf einer klaren Diagnose
aufbaut und Entwicklungsrichtungen und
Optimierungsansätze aufzeigt. Mit 2005 soll
die Neuorientierung der Finanzverwaltung voll
wirksam werden.
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SEKTION V

Controller des Finanzplatzes
Österreich

In ausgereiften industriestaatlichen Volkswirt-
schaften nimmt die Bedeutung des Bank- und
Kreditwesens, des Kapitalmarktes, der Versi-
cherungen und sonstigen Finanzdienstleister
ständig zu. In der Arbeit der Kreditsektion ist
die „Allfinanz-Aufsicht“ Österreich gleichsam
fokussiert. Das Finanzministerium übt die Auf-
sicht über Banken, Versicherungen, Pensions-
kassen und den inländischen Kapitalmarkt
aus, wahrt die Interessen der Währungs- und
Geldpolitik, wirkt federführend bei der Vorbe-
reitung auf das Euro-Bargeld mit, steuert die
Exportförderung und gestioniert die Haftun-
gen der Republik Österreich.

Arbeitsschwerpunkte im Jahr 2000 waren u.a.:

Die parlamentarische Behandlung des Kapi-
talmarktoffensivegesetzes konnte abgeschlos-
sen werden. Änderungen der Aufsichtsgesetze
traten teilweise schon mit Jahresbeginn 2001
in Kraft. 

Die wesentlichen Verbesserungen sind:

• Der sonstige Wertpapierhandel wird als
neuer „dritter Markt“ in einen geregelten
Markt im Sinne des EU-Rechts übergeleitet,
wodurch das Anlegerschutzniveau wesent-
lich erhöht und die Wettbewerbsfähigkeit
der Wiener Börse gestärkt wird.

• Die Kooperationsmöglichkeiten der Bundes-
Wertpapieraufsicht (BWA) mit in- und aus-
ländischen Stellen wurden im Sinne der
Aufsichtseffizienz erweitert.

• Die Prospektvorschriften wurden moderni-
siert, Prospektveröffentlichungen sind künf-
tig auch via Internet und in Englisch möglich.

Die Sparbuchanonymität wurde abgeschafft.
Für weiterhin anonym bleibende Sparbücher
gibt es einen befristeten Übergang bis 
30. Juni 2002.

Gemeinsam mit der Oesterreichischen Natio-
nalbank wurde ein Meldewesen für die Risi-
koerfassung der Bankgeschäfte erarbeitet,
das internationalen Erfordernissen entspricht.
Die Umsetzung des Projektes ist für 2001
geplant.

Die Europäische Kommission hat Richtlinien
zur betrieblichen Altersversorgung erarbeitet.
Dieser Vorschlag sieht eine gegenseitige Aner-
kennung der Aufsichtssysteme der EU-Mit-
gliedsländer vor. Die Richtlinie legt zudem
Aufsichtsvorschriften fest, die die betriebliche
Altersvorsorge auf ein hohes Niveau an
Sicherheit und Effizienz heranführen sollen.

Das von den Pensionskassen verwaltete Ver-
mögen ist mit Ende 2000 auf rund 7,99 Milli-
arden Euro (110 Milliarden Schilling) angestie-
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gen. Die Anzahl der Anwartschafts- und Leis-
tungsberechtigten betrug Ende 1998 über
200.000 Personen, 1999 231.500 Personen
und Ende 2000 rund 280.000. Die zweite Säu-
le der Altersvorsorge muss weiter gestärkt
werden.

Die Kreditsektion beaufsichtigt die Casinos
Austria AG mit zwölf österreichischen Spiel-
banken sowie die Österreichische Lotterien
GesmbH. Die Abgaben aus den verschiedenen
Glücksspielformen erreichten 2000 eine Höhe
von insgesamt 397,52 Millionen Euro (5,47
Milliarden Schilling).

Die im Jahr 2000 in Angriff genommene
Reform des Punzierungswesens wurde mit
1.4.2001 abgeschlossen. Die Punzierung von
Edelmetallgegenständen wurde in die Eigen-
verantwortung der Händler und Erzeuger
übertragen, unter Berücksichtigung der staat-
lichen Kontrolle im Sinne des Konsumenten-
schutzes.

Haftungsübernahmen der Republik Öster-
reich, die vor allem staatliche Investitionsvor-
haben über Sondergesellschaften und Treu-
handgesellschaften des Bundes erleichtern
sollen, werden vom Finanzministerium ver-
waltet und abgewickelt. Im Fall der Haftun-
gen nach dem Bundesfinanzgesetz sind dies
z.B. jene für Kreditoperationen des Umwelt-
und Wasserwirtschaftsfonds, der Bundes-
Wohnbaufonds, des Arbeitsmarktservice
(AMS), der ASFINAG und der Schieneninfra-
strukturfinanzierungs-GesmbH. Weitere Haf-
tungen übernimmt der Bund für Finanzopera-
tionen der ÖIAG, der Elektrizitätswirtschaft,
der Erdöl-Lager GesmbH, der ÖBB, der FGG
und der BÜRGES.

Im Bereich der Staatshaftungen existieren
bereits wesentliche Kontrollinstrumente und
-maßnahmen, die im Rahmen eines modernen

Controllingverfahrens zum Einsatz kommen.
2000 wurde im Rahmen des Bundesvoran-
schlaginformationssystems (BVI) das elektro-
nische Bundeshaftungsbuch entwickelt. Hier
werden sämtliche Bundeshaftungen erfasst.
Tägliche Auswertungen sind ebenso möglich
wie die Erstellung von Quartals- oder Jahres-
berichten.

Auch das Finanz- und Versicherungswesen
unterliegt nicht zuletzt als Folge des europä-
ischen Integrationsprozesses einem beachtli-
chen Strukturwandel. Das Ziel der österreichi-
schen Bankenaufsicht ist es daher, ein stabi-
les, leistungsfähiges und ertragreiches Kredit-
wesen hierzulande zu sichern. Die Bankenauf-
sicht erteilt Konzessionen, kontrolliert die
Eigentümer, überprüft die Ordnungsnormen
und sonstigen Bestimmungen des Bankwesen-
gesetzes und hat im Ernstfall Maßnahmen der
Krisenbewältigung zu setzen. Der Aufsicht des
Finanzministeriums unterliegen derzeit nicht
weniger als 920 konzessionierte Kreditinstitute.

2000 begann auf Regierungsebene die Diskus-
sion über eine Neuorganisation der Banken-
aufsicht. Das Gesetz zur Gründung der Finanz-
marktaufsichtsbehörde, die als Allfinanzauf-
sicht über Banken, Versicherungen, Pensions-
kassen, Wertpapierdienstleistungsunternehmen
und die Börse konzipiert ist, wurde vor dem
Sommer 2001 vom Parlament verabschiedet.

Beiträge zur Anlegersicherheit

Mit der Umsetzung einer neuen EU-Richtlinie
zu Wertpapierdienstleistungen wurde auch
eine Neuorganisation der Wertpapieraufsicht
in Österreich vorgenommen. Die Bundes-
Wertpapieraufsicht agiert seit 1997 als
Anstalt des öffentlichen Rechtes. Im Rahmen
der Finanzmarktaufsichtsreform wird die Bun-
des-Wertpapieraufsicht zur optimalen Nutzung
der Ressourcen in die FMA übergeleitet werden.
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Mit Ende 2000 unterlagen 3.845 Investment-
fonds der Aufsicht des Bundesministeriums
für Finanzen. Davon werden 1.603 von öster-
reichischen Kapitalanlagegesellschaften ange-
boten, weitere 2.132 von Gesellschaften, die
in der EU bzw. im EWR beheimatet sind. Diese
Fonds müssen die Bestimmungen der entspre-
chenden EU-Richtlinie erfüllen. Per Ende 2000
verwalteten die heimischen Fonds ein Volu-
men von 84,52 Milliarden Euro (1.163 Milliar-
den Schilling). Das entspricht einer Verdoppe-
lung des Fondsvolumens binnen 3 Jahren.

Ein besonderes Anliegen ist der österreichi-
schen Regierung auch die Bekämpfung der
Geldwäsche. Die „Financial Action Task Force
on money laundering“ (FATF) hat einen Maß-
nahmenkatalog erarbeitet, der in 29 Ländern,
darunter auch Österreich, umzusetzen ist.
Österreich hat 2000 seine Anstrengungen
diesbezüglich verstärkt und insbesondere die
Möglichkeit der Eröffnung anonymer Sparkon-
ten abgeschafft.

Das Finanzministerium beaufsichtigt rund 90
in Österreich konzessionierte Versicherungs-
unternehmen mit einem Gesamtprämienvolu-
men von 12,35 Milliarden Euro (170 Milliar-
den Schilling/1999). Die in Österreich agieren-
den Assekuranzen verfügen über Kapitalanla-
gen in Höhe von 46,51 Milliarden Euro (640
Milliarden Schilling), von denen die Gewähr-
leistungsmittel rund 10,17 Milliarden Euro
(140 Milliarden Schilling) ausmachen. Die
Versicherungswirtschaft ist somit einer der
wichtigsten institutionellen Anleger.

Ausfuhrförderungssystem

Zur Verbesserung der österreichischen Lei-
stungsbilanz ist der Finanzminister ermäch-
tigt, auf Basis des Ausfuhrförderungsgesetzes
für Exportgeschäfte Bundeshaftungen bis zu
einer maximalen Höhe von 35,03 Milliarden

Euro (482 Milliarden Schilling) zu überneh-
men. Ende 2000 war dieser Rahmen mit 28,96
Milliarden Euro (398,5 Milliarden Schilling)
ausgenutzt. Die österreichische Exportwirt-
schaft leistet für diese Versicherungsleistung
ein risikoadäquates Entgelt. Seit Jahren belebt
dieses Verfahren die heimischen Ausfuhren
nachhaltig. 2000 wurden rund 9% aller öster-
reichischen Exporte auf diese Weise gedeckt.

Weiters ist der Finanzminister zum Zwecke
der Exportfinanzierung auf Basis des Ausfuhr-
förderungsgesetzes ermächtigt, für Kreditope-
rationen der Oesterreichischen Kontrollbank
AG Haftungen zu übernehmen. Vom maxima-
len Volumen in Höhe von 25 Milliarden Euro
(344 Milliarden Schilling) waren Ende 2000
21,49 Milliarden Euro (295,7 Milliarden Schil-
ling) ausgenutzt.
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SEKTION VI

Auf dem Weg zum Electronic
Government

Die österreichische Finanzverwaltung ist auch
in Bezug auf den Einsatz der Informations-
technologie eine der modernsten Europas. Die
hochqualifizierte IT-Unterstützung der umfas-
senden Verrechnungstätigkeiten ist eine Kern-
aufgabe des Finanzministeriums. Diesen Qua-
litätsstandard gilt es zu halten und sicherzu-
stellen. Auch andere Verwaltungsbereiche sol-
len davon profitieren. Zentralkompetenz der
IT-Sektion sind die Automatisierung der
Finanz- und Zollverwaltung sowie des Rech-
nungswesens im Zusammenhang mit Budget-,
Haushalts- und Personalangelegenheiten.
Weitere Aufgabenbereiche sind die permanen-
te Modernisierung der IT-Infrastruktur des
Ressorts und die Unterstützung anderer Minis-
terien.

Der forcierte IT-Einsatz bringt nicht nur einen
Modernisierungsschub für die Verwaltung,
sondern ist auch wesentliche Voraussetzung
dafür, dass Bürger und Wirtschaft direkt mit
der Finanzverwaltung kommunizieren können
(e-government).

IT-Unterstützung für die 
Budgeterstellung

Der Sektion VI obliegen die Grundsätze und
Methoden des Rechnungswesens und des
Zahlungsverkehrs in der gesamten Bundes-
verwaltung. Zu den wichtigsten Aufgaben im
Jahr 2000 zählte u.a. die Bereitstellung eines
umfassenden Informationssystems (BVI) für
alle Ebenen der Haushaltsführung im Bund bis
zur Datenverdichtung auf oberster Ebene. Die-
ses Haushaltsinformationssystem des Bundes
hat im Berichtsjahr insgesamt 2.300 Verwen-
dern nicht weniger als 4 Milliarden Basisda-
tensätze bereitgestellt. 

Die politischen Rahmenbedingungen wollten
es so: Im Rahmen der IT-Unterstützung für
die Budgeterstellung wurden im Jahr 2000
nicht weniger als drei Budgets - nämlich für
die Jahre 2000, 2001 und 2002 - erstellt. Das
kann man mit Fug und Recht als außerge-
wöhnliche Leistung bezeichnen.

Bemerkenswerte Leistungen im
Steueralltag

Im Jahr 2000 wurden rund 7 Millionen Steu-
erbescheide automationsunterstützt berech-
net, verbucht, gedruckt und versendet.

Im Grundbesitzerinformationssystem, einer
integrierten Datenbank, lagern derzeit 2,1
Millionen Akten, die das Grundvermögen
betreffen, und 600.000 Akten, die sich auf
land- und forstwirtschaftliches Vermögen
beziehen.

Auch die Direktauszahlung von Familienbei-
hilfe, jährlich rund 6 Millionen Zahlungsan-
weisungen, erfolgt nunmehr elektronisch.
Dabei kommt eine Gesamtsumme von 3,40
Milliarden Euro (46,8 Milliarden Schilling) zur
Auszahlung.
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Doch neben der internen Rationalisierung
mittels Elektronik unterstützt das Finanzmi-
nisterium selbstverständlich zahlreiche exter-
ne Angebote:

Eines davon ist Finanz-Online, ein elektroni-
sches Kommunikationsmedium, das es steuer-
lich den Parteienvertretern wie Wirtschafts-
treuhändern oder Notaren ermöglicht, Daten
ihrer Klienten abzufragen, zu warten und zu
übermitteln. Gegenwärtig nehmen rund 50%
aller Wirtschaftstreuhänder an Finanz-Online
teil.

Die Vorbereitungsmaßnahmen sind weit
gediehen: Ab dem 2. Quartal 2001 soll es das
Service www.bezahlen.at möglich machen,
Steuern online zu bezahlen. Dazu wird ein
entsprechender Zahlschein des Finanzamtes
als Eingabemaske im Internet angeboten, über
den die Steuerzahlung ausgelöst werden kann.

Gut entwickelt hat sich im Jahr 2000 ZOLL-
Online. Es wird von rund 1.200 Begünstigten
intensiv genutzt. Sowohl im Import als auch
im Export konnten im Rahmen von ZOLL-
Online nicht weniger als 11,8 Millionen Daten-
sätze elektronisch bearbeitet werden. Das
Abgabenvolumen betrug immerhin rund 2,01
Milliarden Euro (27,7 Milliarden Schilling).

Intensiv waren die Vorbereitungsarbeiten für
die Elektronische SteuerErlassDokumentation
(eSEd) gemeinsam mit der Steuersektion, die
demnächst allen Finanzbediensteten zur Ver-
fügung stehen wird. 

Dort wird es in einer ersten Ausbaustufe eine
„Steuerrechtsdokumentation“ geben. Im End-
ausbau können alle Erlässe, Verfügungen, Aus-
künfte sowie sonstige Mitteilungen der
Finanzverwaltung tagesaktuell im Internet
abrufbar sein.

IT-unterstützte Personal-
verwaltung

Mit dem IT-Verfahren „Bundesbesoldung“
wird die Berechnung, Zahlbarstellung und
Verrechnung der Aktiv- und Pensionsbezüge
der Bediensteten des Bundes sowie von aus-
gegliederten Bereichen realisiert. Das Ausga-
benvolumen für diese 288.000 Personen
betrug im Jahr 2000 10,17 Milliarden Euro
(140 Milliarden Schilling).

Weitere Aufgaben sind das IT-Verfahren 
„Personalinformationssystem des Bundes“
einschließlich der Organisation der IT-unter-
stützten Arbeitsplatz- und Planevidenz des
Bundes und der begleitenden Kontrolle des
Stellenplanvollzuges.
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Bedarf an Kommunikation steigt
ständig

Die Online-Medien sind auch in der Bundes-
verwaltung auf dem Vormarsch:

Auf der Homepage des Bundesministeriums
für Finanzen (www.bmf.gv.at) können Anfra-
gen allgemeiner Art, spezielle Anfragen an
den Bundesminister oder an den Steuerom-
budsdienst gestellt werden. Per e-mail hat der
Bürger jederzeit Zutritt, seine Anfragen wer-
den rasch beantwortet.

Im Jahr 2000 starteten die Vorbereitungsar-
beiten für die Einführung des elektronischen
Aktes (ELAK). Durch den Einsatz aktueller IT-
Lösungen zeichnet sich für die Büroautoma-
tion und Bürokommunikation eine Revolution
in der internen Administration ab. Was den
elektronischen Akt betrifft, so ist aus der Sicht
des Finanzministeriums größter Wert auf eine
Vereinheitlichung der Produktionslinien in der
Bundesverwaltung zu legen. Die Vorarbeiten
laufen und sollen bis Ende 2001 abgeschlos-
sen sein.

Im Auftrag der Bundesregierung organisiert
das Finanzministerium die Errichtung und den
Betrieb des Virtuellen Marktplatzes Öster-
reich (VMÖ). Der VMÖ ist ein Marktplatz im
Internet, über den - neben den online-übli-
chen Diensten - auch das volle Bürgerservice

der österreichischen Bundesverwaltung ange-
boten werden wird. VMÖ soll im Herbst 2001
den Betrieb aufnehmen, das Finanzministeri-
um ist federführend.

Die Bundesrechenzentrum GesmbH, der wich-
tigste IT-Dienstleister des Bundes, soll ein
Customer Competence Center (CCC) einrich-
ten. Dieses ELAK-CCC soll allen Ministerien
für die Einführung des elektronischen Aktes
sowie für die Betriebsführung bundesweit zur
Verfügung stehen. Damit setzt die Finanzver-
waltung entscheidende Impulse auf dem Weg
der schrittweisen Umstellung von der papier-
gebundenen zur vollelektronischen Geschäfts-
fallabwicklung. Der Bürger wird bald mit sei-
ner Verwaltung online verkehren.

Auch im öffentlichen Bereich wächst der
Bedarf an Kommunikationsmöglichkeiten stark
an. Voraussetzung für die Erfüllung der
Bedürfnisse sind effiziente Netzwerke.

Das Bundesministerium für Finanzen hat
daher die Leistungsfähigkeit des von ihm
betriebenen Corporate Network Austria
(CNA) durch technologische Innovationen
erhöht. Dieses CNA-Netz, das sich über ganz
Österreich spannt, schafft eine einheitliche
gemeinsame Telekommunikations-Infrastruk-
tur. Wirtschaftlichkeit und erhöhte Effizienz
stehen dabei im Mittelpunkt der Überlegun-
gen. 2000 wurde für das CNA-Netz eine
öffentliche Ausschreibung vorbereitet.

Gemeinsam mit der Versicherungsaufsicht
wird ein umfassendes Informationssystem
aufgebaut. Es nennt sich Versicherungsinfor-
mationssystem Österreich (VISO) und hat als
Ziel die kostengünstige Beschaffung von Ver-
sicherungsdaten sowie die Erstellung von
betriebswirtschaftlichen und versicherungs-
technischen Analysen.
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INTERVIEW MIT BUNDESMINISTER

MAG. KARL-HEINZ GRASSER
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Redaktion:

Herr Bundesminister, der Leistungsbericht
Ihres Ressorts steht unter dem Generalmotto
„Countdown zum Nulldefizit". Das Nulldefizit
ist derzeit nicht nur der zentrale Inhalt des
Regierungsprogramms, sondern auch Gegen-
stand heftiger Diskussionen. Es wird behaup-
tet, Nulldefizit sei kein politischer Wert an
sich. Und gerade in der jetzigen konjunkturel-
len Situation könnte ein Schuss keynesiani-
sche, investitionsfördernde Budgetpolitik nicht
schaden. Was sagen Sie dazu?

Grasser:

Es ist kein Wert an sich, das ist richtig. Key-
nesianische Politik ist allerdings eine von vor-
gestern, die mehrfach überholt und sicherlich
nicht zukunftsfähig ist. Warum machen wir
daher das Nulldefizit, warum werden wir es
trotz konjunktureller Abkühlung schaffen? 

Weil es einfach einen untrennbaren Zusam-
menhang zwischen dem Staatsbürger und sei-
ner Einkommenssituation, seiner Lebenssitua-

tion und den Staatsfinanzen gibt. Wenn der
Staat 7,27 Milliarden Euro (100 Milliarden
Schilling) für Zinsen zahlt, dann geht das als
Spielraum irgendwo ab. Und wer zahlt das in
letzter Konsequenz? Der Bürger. Muss der
Bund diese 7,27 Milliarden Euro (100 Milliar-
den Schilling) nicht aufwenden, dann gewinnt
die Politik Spielraum für die Senkung von
Lohnnebenkosten, für Kinderbetreuungsgeld,
für die Abfertigung neu, dann bleibt Spiel-
raum für eine Steuerreform, man kann Schwer-
punkte in den Bereichen Bildung und Forschung
und Entwicklung setzen. Daher ist das Nullde-
fizit für mich ohne Alternative. Wer in Öster-
reich für Wachstum und für Vollbeschäftigung
ist und wer an die nächsten Generationen
denkt, der muss den Sinn dieses Zieles erken-
nen. Wir machen genau das, was jeder normale
Haushalt und jedes Unternehmen machen
müssen: Wir können nicht mehr Geld ausge-
ben als wir einnehmen. Aber genau das haben
wir in den vergangenen 30 Jahren gemacht,
nämlich jeden Tag 10,46 Millionen Euro (144
Millionen Schilling) neue Schulden. Auch
wenn es momentan unangenehm ist, so ist
die Richtung, die wir jetzt gehen, genau die,
die international von allen namhaften Exper-
ten und Wirtschaftsforschern als notwendig
angesehen wird. Das ist die Zukunftsrichtung
für Österreich und daher auch die Zukunft für
die Bevölkerung.

Redaktion:

Sie haben eindeutige Festlegungen bei Errei-
chung dieses Budgetzieles getroffen. Besteht
nicht die Gefahr, wenn diese punktgenaue
Landung nicht gelingt, dass ein wesentliches
Ziel dieser Koalition gefährdet ist?

Grasser:

Was den Druck betrifft, so denke ich, da ging
es allen meinen Vorgängern gleich. Das Finanz-
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ministerium ist das Zentrum der Veränderungs-
möglichkeiten, daher ist die Herausforderung
auch so toll, etwas für die Bevölkerung tun zu
können. Das ist eine große Verantwortung und
Aufgabe, die natürlich auch ein großes Risiko
in sich birgt. Man muss sich immer festlegen
und Ziele setzen und an den Erfolgen wird
man dann gemessen. Das gilt erst recht in
einer globalisierten Welt, wo jeder in seinem
Bereich bestehen muss. Aber wir werden
unser Ziel erreichen, wir sind begründet opti-
mistisch. Das Nulldefizit ist nicht bloß eine
Marketing-Idee, sondern ist die notwendige
Zielsetzung in das konjunkturelle Umfeld ein-
gepasst, also die richtige Antwort genau in
dieser Phase der Konjunktur. 

Wir haben insgesamt 48,47 Milliarden Euro
(667 Milliarden Schilling) Investitionen in
Unternehmen in Österreich im vergangenen
Jahr gehabt, ein Rekordwert, wir haben beim
Export je nach Branche Steigerungen von
13% bis 18%, ein Rekordwert, wir haben
24.000 neu gegründete Unternehmen, ein

Rekordwert, wir sind in Österreich fast an der
Vollbeschäftigung und damit an 3. Stelle in
Europa, wir zählen mit der Inflationsrate zu
den Besten, das heißt, wir sind in einer her-
vorragenden wirtschaftlichen Situation. Das
Ziel dieser Bundesregierung ist es, dieses Land
zukunftsfähig zu machen. Ich will weniger für
Systemerhaltung ausgeben, weniger für Ver-
waltung und weniger für Administration. Ich
will aber auch nicht einen Großteil der Mittel
für die Schuldentilgung ausgeben müssen, son-
dern in die Zukunft investieren. Finanzpolitik
ist also immer abgestimmt auf eine konjunk-
turelle Situation. 2003 werden wir uns dann
weiter überlegen, wie die Finanzpolitik auf die
dann aktuelle Wirtschaftslage zu reagieren
hat. Am Beginn meiner Amtszeit wurde mir
oft die Frage gestellt, warum wir denn bis
2002 alle Schulden zurückzahlen müssten.
Mittlerweile haben die Menschen begriffen,
dass es ausschließlich darum geht, keine neu-
en Schulden mehr zu machen. Und das ist das
Minimum, das wir erreichen müssen. Bereits
die Hälfte aller EU-Länder macht Überschüsse!

Redaktion:

Sie haben für die Budgets 2001 und 2002
natürlich einnahmenseitige Maßnahmen
gebraucht. Sie haben mehrmals betont, dass
Sie zur Senkung der Steuer- und Abgaben-
quote am BIP Strukturreformen brauchen. 
Aus den Berichten der Sektionen im Rahmen
dieses Leistungsberichtes geht hervor, dass an
dieser Effizienzsteigerung im Haus gearbeitet
wird. Wie beurteilen Sie die Bereitschaft der
Beamten im öffentlichen Dienst insgesamt
und in Ihrem Ressort im speziellen, an den
Strukturreformen mitzuwirken?

Grasser:

So wie ich mein Ressort kennen gelernt habe,
sind wir das Vorbild in der Bundesverwaltung.
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Damit erhöht man natürlich auch den Druck
auf andere. Wenn wir den Mitarbeitern sagen,
wir wollen rationalisieren und noch bürger-
näher werden, dann erwartet man natürlich
auch entsprechende Verbesserungen in der
Organisation. Ich habe mich immer zur De-
zentralisierung und zur grundlegenden Neu-
strukturierung bekannt. Wichtig ist die Moti-
vation, wichtig sind klare Ziele, nur dann kann
das funktionieren. Diese Leistungsbereitschaft
spüre ich ganz deutlich, ich merke die Bereit-
schaft, Reformen mitzutragen, und ich regis-
triere den Willen, die Position des Finanzmi-
nisteriums als Zentrum des Reformmotors, der
Innovationskraft Österreichs, weiterhin zu
bewahren. Wir tun alles, damit das auch von
unten getragen wird und der Prozess transpa-
rent bleibt.

Redaktion:

Sehen Sie in dieser Strukturreform im eigenen
Haus eine Art Schrittmacherfunktion für an-
dere Ressorts?

Grasser:

Es ist sicher ein Pilotprojekt, denn viele reden,
aber nur wenige setzen die Reformen auch
tatsächlich um. Ein aktuelles Beispiel sind die
Bundesländer. Beispiel neue Finanzorganisati-
on - nein, das geht nicht. Beispiel Zusammen-
legung von Bezirksgerichten - nein, das geht
nicht. Beispiel Militärorganisation - nein, da
müssen wir noch schauen. Beispiel Arbeits-
marktverwaltung - nein, das müssen wir uns
noch überlegen. Also, es geht jeder zuerst ein-
mal in Deckung und sagt, grundsätzlich gehe
gar nichts. Das Wort „Veränderung“ ist in
Österreich nicht positiv besetzt. Für Verände-
rungsbereitschaft kommen wir sicher nicht ins
Guinness-Buch der Rekorde. Die wenigsten
nähern sich der Veränderung mit Optimismus.
Wenn jemand 20 und mehr Jahre in seinem

Kammerl sitzt und immer das Gleiche macht,
wo ist da die Motivation? Wir reden vom
lebenslangen Lernen und praktizieren es in
der öffentlichen Verwaltung nicht. Es muss
doch ein Anreiz sein, beim Festlegen von Zie-
len dabei zu sein. Damit habe ich die Mög-
lichkeit zur persönlichen Weiterentwicklung,
zur Karriere. Aus meiner Sicht hat die öffentli-
che Verwaltung noch immer veraltete Struk-
turen, man ist gewohnt, von oben nach unten
Anordnungen zu bekommen. Aber das ist Ver-
gangenheit. Also, Pilotfunktion ja, wir müssen
mit unseren Einsparungen, mit unseren Mehr-
leistungen zeigen: Es funktioniert zum Wohle
des Bürgers, ohne dass die Länder das Gefühl
haben, überhaupt keine Strukturen mehr zur
Verfügung zu haben. 

Die Chance, dieses Vorhaben umzusetzen, ist
in und mit dieser Regierung so groß wie nie
zuvor. Dazu braucht es allerdings auch die
Unterstützung jedes einzelnen Landeshaupt-
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mannes. Also, das müssen wir doch zustande
bringen, das sind wir den Bürgern schuldig.
Weg von der Monarchie, hin zu Kundenorien-
tierung.

Redaktion:

Aber der Diskussionsprozess über die Struktur-
reform, der in der Bundesverwaltung gestartet
wurde, ist noch kein regionales Phänomen. Es
wird immer noch mal neun multipliziert...

Grasser:

...es wird eher durch neun dividiert, da haben
Sie vollkommen recht. Diesen magischen Fak-
tor 9 muss man gemeinsam auflösen. Auch
die Landeshauptleute müssen erkennen, dass
sie am Ende des Tages von der Bevölkerung
zur Rede gestellt werden, warum die Verwal-
tung in Österreich immer noch viel größer und
damit kostenintensiver ist als anderswo. Es ist
politische Verantwortung, zu sagen, wie schaf-
fen wir Chancengleichheit in unserem Land.
Wir haben es teilweise mit einer Leistungs-
feindlichkeit zu tun, die im System steckt. Es
gibt immer noch Pragmatisierungen, es gibt in
der öffentlichen Verwaltung immer noch keine
funktionierende Leistungsfeststellung und das
entspricht nicht der Leistungsorientierung des
21. Jahrhunderts und ist außerdem nicht fair
den Leistungsträgern gegenüber. Daher ist es
unser Ziel, die Pragmatisierungen abzuschaf-
fen, ein Arbeitsrecht für alle, ein einheitliches
Pensionsrecht und damit die Durchlässigkeit
des Systems zu schaffen. Damit erreichen wir
dann, dass ein qualifizierter Mitarbeiter ein
paar Jahre im Finanzministerium arbeitet und
dann in die Privatwirtschaft geht oder umge-
kehrt. Aber es geht nicht, dass in Österreich
880.000 Menschen in einem geschützten Sek-
tor arbeiten. Es geht nicht, dass 880.000 von
insgesamt 3,5 Millionen Erwerbstätigen spezi-
elle Spielregeln haben.

Redaktion:

Stichwort: Bürgernähe. Sie haben in jüngster
Zeit mehrmals vom One-stop-shop gespro-
chen. In den Berichten der Sektionen gibt es
Hinweise auf Selbstvergebührung durch die
Freien Berufe oder Erlässe im Internet. Also, 
es geht darum, den Bürger selbständiger zu
machen auch im Umgang mit der Finanzver-
waltung. Wie soll das Ihrer Meinung nach
weiter gehen?

Grasser:

Ein Freund von mir - er ist Österreicher -
arbeitet in einer Bank in Singapur und hat
eine Genehmigung gebraucht, um vor Ort ein
Fahrzeug lenken zu dürfen. Er ist auf die dor-
tige Behörde gegangen, hat alle Unterlagen,
die erforderlich waren, vorgelegt und konnte
fünf Minuten später mit der entsprechenden
Genehmigung in Form einer Plastikkarte das
Gebäude wieder verlassen. 
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Und jetzt frage ich mich, warum geht das bei
uns nicht? Warum muss ich so und so viel an
Gebühren zahlen und dann auch noch tage-
lang auf meinen Führerschein oder Pass war-
ten? Erst vor kurzem bin ich von Mitarbeitern
meines Hauses mit dem Wunsch konfrontiert
worden, dass wir für 2002 Euro-Stempelmar-
ken brauchen. Offenbar ist die von der frühe-
ren Regierung beschlossene Abschaffung der
Stempelmarken immer noch nicht zur Gänze
durchgeführt. Wenn wir nicht einmal so etwas
schaffen, dann frage ich mich schon, wo die
Innovationsfähigkeit des Systems bleibt. Also,
es wird keine Euro-Stempelmarken mehr ge-
ben. Ziel ist, mit Erlagschein oder Kreditkarte
Gebühren in der öffentlichen Verwaltung
bezahlen zu können. Die Verwaltung hat
nichts dagegen, wenn es einfacher und schnel-
ler geht. Wir müssen die Strukturen so gestal-
ten, dass es funktioniert. Die Bevölkerung
muss merken, dass es eine neue Qualität im
Umgang mit der Verwaltung gibt.

Redaktion:

Herr Minister, Stichwort Steuerreform 2003.
Da wurden jetzt Erwartungshaltungen geweckt
und jede Gruppierung hat einen eigenen Er-
wartungskatalog. In einem Leistungsbericht
des Finanzministeriums muss natürlich auch
die Vision der Steuerreform und deren Bedin-
gungen kurz Eingang finden.

Grasser:

Bleiben wir gleich bei den Bedingungen, weil
das mein ehrlicher Zugang ist. Aus heutiger
Sicht kann ich mir eine Steuerreform nur vor-
stellen, wenn wir sie uns leisten können. Es
wird sicher alle möglichen Versuche geben,
uns unter Druck zu setzen, da haben Sie recht,
aber wir werden und müssen diesem Druck
standhalten. Jeder in der Regierungsmann-
schaft hat gute Ideen, aber die kosten alle viel

Geld. Wir haben schon jetzt ein Ausgabenvo-
lumen von 58,14 Milliarden Euro (800 Milliar-
den Schilling), das ist nicht wenig. Und ich
bin überzeugt, davon kann man eine Menge
umschichten. Das heißt, Sparsamkeit ist in
jedem Ressort Grundvoraussetzung. Der zwei-
te Punkt ist die Verwaltungsreform. Sie kann
nicht umfassend genug sein...

Redaktion:

...da ist die Frau Vizekanzlerin gefordert...

Grasser:

...ja, alle anderen aber ebenso. Wir haben eine
Arbeitsgruppe eingesetzt bestehend aus vier
Landeshauptleuten und vier Mitgliedern der
Bundesregierung, die sitzen alle zwei bis drei
Wochen zusammen - das hat es in dieser Repu-
blik auch noch nie gegeben - und gehen Thema
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für Thema durch. Dazwischen tagt eine Beam-
tengruppe aus Bund und Ländern zusammen mit
Experten, die diverse Themen auf- und vorbe-
reiten. Also, das ist für mich eine professionelle
Vorgangsweise, damit wir für dieses Land et-
was weiter bringen im Sinne z.B. einer Bezirks-
hauptmannschaft als One-stop-shop. Wir wer-
den mit den Ländern kooperieren, aber am Ende
des Tages muss es 254,35 Millionen Euro (3,5
Milliarden Schilling) an Einsparungen in der
Finanzverwaltung geben. Ende 2002 müssen
jene 799,40 Millionen Euro (11 Milliarden Schil-
ling) stehen, die wir jetzt im Budget eingesetzt
haben. Dann haben wir den notwendigen Spiel-
raum. Dritter Punkt ist der Gesundheitsbereich.
Auch da gibt es viel Einsparungspotential. Wa-
rum brauchen wir so viele Sozialversicherungen,
das ist einfach nicht zeitgemäß. Selbstverwal-
tung recht gut und schön, aber derzeit haben
allein die Krankenversicherungen ein Defizit
von 290,69 Millionen Euro (4 Milliarden Schil-
ling). Die Bevölkerung interessiert das Produkt
Gesundheit. Gute Versorgung zu vernünftigen
Kosten. Der Bürger soll wissen, was die Leistun-
gen, die er in Anspruch nimmt, kosten. Denn
dann weiß er, wofür seine Steuern verwendet
werden. Es gibt Strukturen, wo Länder für Kran-
kenanstalten zuständig sind, gleichzeitig zah-
len aber auch die Sozialversicherungen, gleich-
zeitig zahlt der Bund, gleichzeitig hat die Unfall-
versicherungsanstalt ihre eigenen Kranken-
häuser, in denen es Auslastungsprobleme gibt.

Redaktion:

Der Bundeszuschuss zur Pensionsversicherung
plus die Pensionsleistung für die öffentlich
Bediensteten ist ebenfalls ein würgender Bud-
getposten...

Grasser:

Die Pensionen wurden auf Pump finanziert. 
In der Vergangenheit war man nie bereit, der

Bevölkerung zu sagen, wir machen Pensions-
systeme, die auch finanzierbar sind. Bisher hat
noch jede Regierung gesagt, wir machen eine
Pensionsreform, damit sind die Pensionen
gesichert. Aber das ist keine politische Glaub-
würdigkeit. 

Warum kann nicht jeder Bürger selbst ent-
scheiden, wann er in Pension gehen will. Geht
er früher, bekommt er weniger, geht er später,
bekommt er mehr. Wir alle finanzieren den
Staat. Wir können von ihm nicht etwas ver-
langen, was er uns nicht vorher weggenom-
men hat. Das heißt, erste Säule ist die staatli-
che Pension, zweite Säule die Betriebspension,
dritte Säule die private Vorsorge. Man muss
ernsthaft überlegen, das Umlagesystem auch
mit einem Kapitaldeckungsverfahren zu ver-
binden. Wir sind für Rahmenbedingungen
zuständig, da bleibt uns immer noch eine
große Verantwortung.

Redaktion:

Herr Minister, vielen Dank für das Gespräch.
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So konnte es nicht weitergehen!

Ob im privaten Haushalt, ob im Unternehmen
oder im Staatsbudget: Sanierungen sind meist
schmerzhaft, weil mit einschneidenden Maß-
nahmen verbunden. Sie sind daher bei den
Familien ebenso wie bei den Mitarbeitern von
Unternehmen und - in letzter Konsequenz -
auch beim Bürger des Staates unpopulär.
Auch die bisherige Politik in Österreich hat
den kurzfristigen Überlegungen der Stabilisie-
rung des Wirtschaftswachstums meistens Vor-
rang vor einer nachhaltigeren Strategie einge-
räumt. Nunmehr muss es zu einer Umkehr
kommen!

Die amtierende Bundesregierung hat es sich
in ihrer Verantwortung künftiger Generatio-
nen gegenüber zum Ziel gesetzt, mit dem Jahr
2002 die Nettoneuverschuldung des Gesamt-
staates auf Null zu reduzieren.
Die Ausgangssituation war schwierig genug.
Mit Jahresbeginn 2000 betrug der Gesamt-
schuldenstand des Bundes mehr als 145,35
Milliarden Euro (2.000 Milliarden Schilling).
Darüber hinaus gab es enorme außerbudgetä-
re Schulden, nämlich:

• 3,63 Milliarden Euro (50 Milliarden 
Schilling) bei den ÖBB

• 3,34 Milliarden Euro (46 Milliarden 
Schilling) bei der ÖIAG

• 2,62 Milliarden Euro (36 Milliarden 
Schilling) bei der seinerzeitigen PTBG

DIE SANIERUNG VON HEUTE ---

SPIELRAUM FÜR MORGEN

 1997               1998             1999              2000              2001              2002             

Öffentliche Schulden und Finanzschulden
(inkl. Währungstauschverträge) in % des BIP

Referenzwert 60% (Maastricht)

58,7 58,7 59,9 58,5 57,8 55,7

64,7 63,9 64,7 62,8 61,2 59,2

Bund

Gesamtstaat

0%

5%

10%

15%

20%

25%

30%

1999        2000         2001        2002             3) 3) 3)4)

Kennzahlen der Budgetentwicklung 
gemessen am BIP in %

Ausgaben

Zinsen   für
Finanzschuld

1)

Einnahmen

Steuereinnahmen
des Bundes 2)

Abgang

1) Aufwand für Verzinsung bei Nettodarstellung der SWAPS
2) Nettosteuereinnahmen des Bundes laut Kapitel 52 Bundeshaushalt
3) Bruttoinlandsprodukt laut Prognose des WIFO vom Dezember 2000
4) Bruttoinlandsprodukt laut Prognose des WIFO vom Oktober 2000

Quelle: BMF, Budgetrede 2002 Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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• 5,96 Milliarden Euro (82 Milliarden 
Schilling) bei der ASFINAG

• 1,16 Milliarden Euro (16 Milliarden 
Schilling) bei der BIG

• 2,54 Milliarden Euro (35 Milliarden 
Schilling) bei der SCHIG

• 1,02 Milliarden Euro (14 Milliarden 
Schilling) beim UWWF

Natürlich stehen dieser Aufnahme von Schul-
den Leistungen, vor allem im Infrastrukturbe-
reich, gegenüber. Dennoch ist diese Finanzie-
rung auf Kosten künftiger Generationen nicht
weiter aufrecht zu erhalten. Allein die hierfür
aufzubringenden Zinsenzahlungen sind eine
Last, die dem Budget nach und nach jeden
gestalterischen Spielraum nimmt.

Die zeitliche Entwicklung war dramatisch.
Noch 1997 musste der Bund für seine Schul-
den „nur“ 6,39 Milliarden Euro (87,9 Milliar-
den Schilling) allein an Zinsen bezahlen. 1999
stieg dieser Wert auf 6,64 Milliarden Euro
(91,4 Milliarden Schilling), im Jahr 2000
waren es bereits mehr als 6,76 Milliarden
Euro (93 Milliarden Schilling). 
Das sind Hypotheken auf die Zukunft, denen
es in einer verantwortungsvollen Budgetpoli-
tik zu begegnen gilt.

6,76 Milliarden Euro (93 Milliarden Schilling)
für die Zinsen, weitere rund 10,90 Milliarden
Euro (150 Milliarden Schilling) für Tilgungen.
Das sind zusammen mehr als 8% des BIP, oder

rund das Vierfache dessen, was wir in Öster-
reich gegenwärtig für Forschung und Entwick-
lung (einschließlich der Ausgaben für den uni-
versitären Bereich) ausgeben.

So konnte es nicht weitergehen! Denn die
Bedienung der Finanzschuld des Bundes hat
den öffentlichen Haushalten praktisch jeden
Spielraum genommen, in die Zukunft zu inves-
tieren. Schon mit dem Bundeshaushalt 2000
ist eine Wende eingeleitet worden. Der Anteil
der Ausgaben des Bundes gemessen am BIP
verringerte sich von 29,05% (1999) auf
28,22% im Jahr 2000. Das Defizit verringerte
sich von 2,51% des BIP (1999) auf 1,38% des
BIP (2000). 

Sparziele sind kein Selbstzweck

Das ehrgeizige Ziel, die Haushaltsneuverschul-
dung auf Null zu stellen, ist kein Selbstzweck,
sondern dient in erster Linie dazu, budgetäre
Handlungsspielräume wiederherzustellen.
Österreich benötigt budgetär „Luft zum
Atmen“ - vor allem in folgenden Bereichen:

Für den konjunkturellen Ausgleich, denn ein
wichtiges Ziel der Budgetpolitik ist die Stabi-
lisierung des Wirtschaftswachstums. Und

1997                 1998                 1999                    2000                 2001                 2002           

Öffentliches Defizit in % des nom. BIP
(nach Maastricht-Definition)

1,7
2,3 2,1

1,1
0,7 0,0

1997              1998             1999              2000              2001             2002
                                                             (vorläufige   (Planwerte)    (Planwerte)
                                                                Werte)                 

Steuern und Abgaben laut volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnung in % des BIP

44,8 44,7 44,5 43,6 44,5 44,3

Quelle: BMF, Budgetrede 2002

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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zwar über die Konjunkturzyklen hinweg. Will
man diesen Spielraum erlangen, erfordert das
mittelfristig einen ausgeglichenen Staats-
haushalt.

Österreich braucht dringend eine Verstärkung
der öffentlichen Investitionen. Vor allem im
Bereich der Infrastruktur. Denn die weitge-
hend von der öffentlichen Hand bereitzu-
stellende Infrastruktur ist ein ganz wesentli-
cher Faktor für die Attraktivität des Wirt-
schaftsstandortes Österreich. Das gilt für die
Investoren aus dem In- und Ausland ebenso
wie für die Lebensqualität der Bürger. Die
Infrastrukturen sind die Schlagadern einer
prosperierenden Volkswirtschaft.

Österreich braucht dringend mehr Zukunfts-
investitionen. In den kommenden Jahren wird
wesentlich mehr als bisher in Aus- und Wei-
terbildung, Forschung und Entwicklung sowie
gezielte Innovation investiert werden müssen.
Hochwertige Wirtschaftsstandorte wird es in
einem entwickelten Industriestaat wie Öster-
reich nur geben, wenn bestausgebildete
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Forschung
und Entwicklung wiederum sind die ökonomi-

schen Wachstumsmotoren von morgen. Öster-
reichs Bundesregierung hat sich daher das
Ziel gesetzt, die Summe aller F&E-Aufwen-
dungen bis 2005 auf 2,5% des BIP anzuheben.

Österreich braucht auch Investitionen in
Sozialkapital, vornehmlich zur Aufrechterhal-
tung des Generationenvertrages. Deshalb sind
die Maßnahmen zur Pensionsreform, die im
Jahr 2000 eingesetzt haben, so entscheidend,
weil sie ein langfristig tragfähiges Pensions-
system schaffen.

Die Trendumkehr konkret

Im Jahr 2000 ist es gelungen, nicht, wie
geplant, 3,97 Milliarden Euro (54,6 Milliarden
Schilling) an neuen Schulden aufnehmen zu
müssen, die Nettoneuverschuldung konnte auf
über 2,83 Milliarden Euro (39 Milliarden
Schilling) reduziert werden. Das war das
Ergebnis eines konsequenten und strikten
Budgetvollzuges, der wohl zu den größten
Leistungen des Finanzressorts im Jahr 2000
zählt. 

Nach EU-Kriterien beträgt somit das Maas-
tricht-Defizit für das Jahr 2000 nur mehr 
2,36 Milliarden Euro (32,5 Milliarden Schil-
ling) – unter Einbeziehung der Gebarung von

 1997               1998             1999              2000          BVA 2001     BVAE 2002             

Ausgaben des Bundes für
Bildung und Wissenschaft

in Mio. Euro

6.791
7.163

7.502 7.778 7.922 7.999

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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Ländern und Gemeinden. Das sind 1,1% des
BIP. Noch 1999 lag diese Quote bei 2,1%.
Damit ist eine Trendumkehr eingeleitet worden,
die von der EU-Kommission in dieser Deut-
lichkeit nicht erwartet worden war. Öster-
reichs Budgetvollzug wird nun wieder gelobt. 

Nulldefizit - die einzige Alternative

Der Ausbruch aus dem Teufelskreis von immer
höheren Schulden und immer höher werden-
den Zinsbelastungen und Tilgungsleistungen
ist gelungen. 

Der Bundesvoranschlag 2002, im April 2001
im Parlament verabschiedet, sieht Einnahmen
in Höhe von 57,48 Milliarden Euro (791 Milli-
arden Schilling) und Ausgaben in Höhe von
58,28 Milliarden Euro (802 Milliarden Schil-
ling) vor. Das bedeutet ein sogenanntes admi-
nistratives Nettodefizit des Bundes von rund
828,47 Millionen Euro (11,4 Milliarden Schil-
ling) oder - laut unseren gegenwärtigen
Wachstumsschätzungen - 0,4% des BIP. Dar-
aus resultiert ein Maastricht-Defizit von rund 
1,60 Milliarden Euro (22 Milliarden Schilling)
oder rund 0,7% des BIP.

Das heißt, die verbleibende Zusatzverschul-
dung im Jahr 2002 im Bund wird um nicht
weniger als 1,53 Milliarden Euro (21 Milliar-
den Schilling) unter jener aus dem Bundesvor-
anschlag 2001 liegen. Daraus ergibt sich nach
fast 30 Jahren expansiver Schuldenpolitik ein
sehr erfreuliches Resultat. Erstmals wird
Österreich kein gesamtstaatliches Defizit mehr
ausweisen. 

Unser Land wird 2002 - bei anhaltendem,
wenn auch etwas verringertem Wirtschafts-
wachstum - für den Gesamtstaat einen aus-
geglichenen Haushalt haben. Diese Budget-
planung setzt voraus, dass Länder, Städte und
Gemeinden den angestrebten Gebarungsüber-
schuss von 0,75% des BIP erreichen. 

Dazu sind substantielle Verbesserungen der
jeweiligen Budgets notwendig.

In der Öffentlichkeit wird oft der Eindruck
erweckt, die Budgetkonsolidierung werde von
der Bundesregierung extensiv mit zusätzlichen
Einnahmen und somit einem Anziehen der
Steuer- und Abgabenschraube erzielt. Leider
ist die Konsolidierung ohne Maßnahmen auf
der Einnahmenseite nicht möglich. Aber wer

mittelfristig von
Steuerreformen
eine Entlastung
erhofft, dem
muss bewusst
sein, dass für
den Steuerzahler
entlastende Maß-
nahmen erst dann
realisiert werden
können, wenn der
Staatshaushalt
insgesamt in Ord-
nung ist.

1999 32.678 1.437 6.8362) 36 11.306 52.293
2000 33.037 1.531 6.903 - 13.884 55.356
2001 36.467 1.527 7.106 - 11.317 56.417
2002 37.978 1.568 7.373 - 10.568 57.487

Jahr
Öffentliche
Abgaben

Überweisungen
aus Steuer-
anteilen 1)

Steuer-
ähnliche 

Einnahmen

Betriebs-
einnahmen

Sonstige
Einnahmen

Struktur der Gesamteinnahmen des Bundes 1999-2002

Gesamtein-
nahmen des
allgemeinen
Haushalts

Steuern

in Mio. Euro

1) Überweisungen an Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen, Katastrophenfonds, Krankenanstalten-Zusammenarbeits-
fonds, Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds bzw. für Krankenanstaltenfinanzierung und Siedlungswasserwirtschaft

2) Die gegenüber den Vorjahren wesentlich geringeren Einnahmen stehen im Zusammenhang mit der Ausgliederung der
Österreichischen Bundesbahnen (ab 1994), der Post- und Telegraphenverwaltung (ab 1. Mai 1996) bzw. der Bundes-
theater (ab 1. September 1999)

Quelle: BMF, Budgetrede 2002



40

Die Budgetsanierung erfolgt über-
wiegend ausgabenseitig

Die Personalausgaben des Bundes werden
2002 gegenüber 2001 um 79,94 Millionen
Euro (1,1 Milliarden Schilling) zurückgehen
und dies, obwohl es auch bei den Bundesbe-
diensteten im laufenden Jahr eine Anhebung
der Einkommen um 0,8% gibt.

Die Sachausgaben werden um 399,70 Millio-
nen Euro (5,5 Milliarden Schilling) zurück-
genommen. Das erfordert konsequenten Spar-
willen und eine ernst gemeinte Rationalisie-
rungsgesinnung quer durch alle Ressorts. Das
Bundesministerium für Finanzen wird alles
unternehmen, um den ausgabenseitigen Spar-
ansatz zu verwirklichen.

Gegenwärtig laufen intensive Bemühungen,
koordiniert von Vizekanzlerin Dr. Susanne
Riess-Passer, um zu einer nachhaltigen Ver-
waltungsreform und zu einem spürbaren
Abbau der Bürokratie zu kommen. Das Finanz-
ministerium geht dabei mit gutem Beispiel
voran, wie in den Leistungsberichten der ein-
zelnen Sektionen bereits dokumentiert werden
konnte.

Erst das Detail macht sicher

In der öffentlichen Diskussion wird immer
wieder der Vorwurf erhoben, der Konsolidie-
rungskurs sei ein radikaler Kahlschlag im Sozi-
albereich, werde auf Kosten der Pensionisten
und Lohnsteuerpflichtigen betrieben und sei
unsozial. Darüber hinaus kämen Universitäten,
Forschung und Zukunftsinvestitionen anderer
Art unter die Räder. 

64,6%20,1%

12,6%

2,7%

2001 Öffentliche Abgaben 

Überweisungen aus Steuer-
anteilen

Steuerähnliche Einnahmen 

Sonstige Einnahmen

2)

1)

59,7%25,1%

12,5%
2,8%

2000 Öffentliche Abgaben 

Überweisungen aus Steuer-
anteilen

Steuerähnliche Einnahmen 

Sonstige Einnahmen

1)

2)

62,5%21,6%

13,1%

2,7% 0,1%

1999 Öffentliche Abgaben 

Überweisungen aus Steuer-
anteilen

Steuerähnliche Einnahmen 

Betriebseinnahmen

Sonstige Einnahmen

1)

66,1%18,4%

12,8%

2,7%

2002 Öffentliche Abgaben 

Überweisungen aus Steuer-
anteilen

Steuerähnliche Einnahmen 

Sonstige Einnahmen

2)

1)

1) Überweisungen an Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen, Katastrophenfonds, Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds bzw. für Krankenanstaltenfinanzierung und Siedlungswasserwirtschaft

2) Umstellung der Gebarung gemäß Gesundheits- und Sozialbereichsbeihilfengesetz (GSBG)

Quelle: BMF, Budgetrede 2002

Anteil an den Gesamteinnahmen des allgemeinen Haushalts
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01 Präsidentschaftskanzlei 5 5 5 5
02 Bundesgesetzgebung 109 105 99 99
03 Verfassungsgerichtshof 5 5 5 5
04 Verwaltungsgerichtshof 11 11 12 11
05 Volksanwaltschaft 4 4 4 4
06 Rechnungshof 22 22 23 24

10 Bundeskanzleramt mit Dienststellen 430 316 287 367
11 Inneres 1.717 1.669 1.652 1.645
12 Bildung und Kultur 5.409 5.533 5.626 5.634
13 Kunst 140 216 218 220
14 Wissenschaft 2.093 2.244 2.295 2.364
15 Soziale Sicherheit und Generationen 6.444 2.823 1.859 1.888
16 Sozialversicherung 5.479 4.997 5.097 5.423
17 Gesundheit 856 627 525 539
18 Umwelt 291 26 - -
19 Jugend, Familie und Senioren 4.211 4.322 4.432 4.571

20 Äußeres 298 318 303 300
30 Justiz 794 803 808 804
40 Militärische Angelegenheiten 1.603 1.734 1.671 1.671

50 Finanzverwaltung 3.354 2.214 2.309 2.351
51 Kassenverwaltung 1) 881 1.579 1.761 907
52 Öffentliche Abgaben 10 7 9 8
53 Finanzausgleich 3.192 3.280 3.441 3.538
54 Bundesvermögen 776 775 1.186 1.512
55 Pensionen 5.509 5.740 5.897 6.044
56 Sonstige Finanzierungen 

und Veranlagungen 254 562 - -
58 Finanzschuld, 

Währungstauschverträge 8.027 8.678 8.687 8.519

60 Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 1.749 1.952 1.877 1.834
61 Umwelt neu - 289 443 482
63 Wirtschaft und Arbeit 281 3.991 4.625 4.372
64 Bauten und Technik 1.234 601 530 175
65 Verkehr, Innovation und Technologie 1.905 2.702 3.031 2.918
70 Öffentliche Leistung und Sport - 59 81 78

Summe 57.093 58.209 58.798 58.314

Kapitel (lt. BVA 2002) 1999 2000 BVA 2001 BVA 2002

Struktur der Ausgaben des Bundes 1999-2002 (in Mio. Euro)

1) Hievon Rücklagenzuführungen in Millionen Euro: 667 (1999) und 1.209 (2000)

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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Doch das sind die Fakten:

Es ist vielfach in Vergessenheit geraten, dass
die laufende Konsolidierung auch die Steuer-
reform 2000 finanzieren musste. Das Ergeb-
nis: Das unterste Einkommensdrittel wird im
direkten Vergleich der Jahre 1999 mit dem
Jahr 2002 insgesamt um rund 690,39 Millio-
nen Euro (9,5 Milliarden Schilling) mehr an
Kaufkraft zur Verfügung haben.

Alle Pensionen wurden 2001 um 0,8% erhöht,
dazu gab es im Februar 2001 eine Einmalzah-
lung in Höhe von 1% der Jahrespension,
maximal aber 116,28 Euro (1.600 Schilling).
Die durchschnittliche Pensionserhöhung
beträgt somit 1,5%. 

Eine neue Qualität der Finanzpolitik doku-
mentiert sich auch im für die zukünftige Ent-
wicklung des Standortes Österreich so wichti-
gen Bereich Bildung, Forschung und Entwick-
lung sowie Infrastruktur. 2002 werden - trotz
konsequenter Konsolidierung - insgesamt 7,99
Milliarden Euro (110 Milliarden Schilling) für
den Bildungssektor zur Verfügung stehen. Das
bedeutet eine Ausweitung des Volumens in
den vergangenen drei Jahren um nicht weni-
ger als 494,18 Millionen Euro (6,8 Milliarden
Schilling). Angesichts dieser Zahlen kann man
wohl nicht von Bildungskatastrophe oder Bil-
dungsmisere sprechen.

Bei Forschung und Entwicklung hat Öster-
reich im internationalen Vergleich sehr viel

Veranlagte Einkommensteuer 2.896 2.818 3.198 3.343
Lohnsteuer 14.753 14.468 16.133 17.078
Kapitalertragsteuer auf Zinsen 1.388 1.473 1.599 1.744
Körperschaftsteuer 3.247 3.865 4.506 4.760
Gewerbesteuern 19 17 0 -
Vermögensteuer 7 1 - -
Umsatzsteuer 16.493 17.056 17.878 18.459
Zölle 244 261 254 254
Tabaksteuer 1.157 1.197 1.257 1.257
Mineralölsteuer 2.695 2.726 2.769 2.798
Stempel- und Rechtsgebühren 747 791 799 813
Normverbrauchsabgabe 439 433 436 436
Motorbezogene Versicherungssteuer 719 975 1.090 1.105
Kraftfahrzeugsteuer 129 132 185 207
Sonstige Abgaben 3.741 4.174 4.392 4.522

Bruttoeinnahmen 48.675 50.387 54.496 56.776

Überweisung an Länder, 
Gemeinden, Fonds u.a. 13.878 15.257 15.667 16.400
Überweisung an die Europäische Union 2.119 2.092 2.362 2.398

Nettoeinnahmen 32.678 33.037 36.467 37.978

1999 2000 2001 2002

Struktur der Einnahmen des Bundes 1999-2002 (in Mio. Euro)

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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aufzuholen. Seit vielen Jahren hat sich die
jeweilige Bundesregierung das Ziel gesetzt,
die F&E-Quote - gemessen am BIP - auf 2,5%
zu erhöhen. Das ist bisher nicht gelungen. Das
ambitionierte F&E-Programm der gegenwärti-
gen Bundesregierung sieht jedoch konkret vor,
dass die österreichische Forschungsquote bis
zum Jahr 2002 auf 2% und bis zum Jahr 2005
auf 2,5% des BIP angehoben wird. Das ist
nicht bloß eine Absichtserklärung, die Sache
ist konkret! Die Bundesregierung hat dafür
schon im Budget 2001 mit einem so genann-
ten F&E-Offensivprogramm in der Höhe von
zusätzlichen 508,71 Millionen Euro (7 Milliar-
den Schilling) für 3 Jahre vorgesorgt.

Für die Standortqualität Österreichs und für
das künftige Wirtschaftswachstum ist selbst-
verständlich die Infrastruktur von entschei-
dender Bedeutung. Betrugen die Infrastruktur-
Ausgaben des Bundes (inklusive der ausge-
gliederten Unternehmen) 1999 insgesamt 2,09
Milliarden Euro (28,8 Milliarden Schilling), so
wird dieses Investitionsvolumen 2002 auf 2,69
Milliarden Euro (37 Milliarden Schilling) stei-
gen. Damit kann eine Reihe von Infrastruktur-
Projekten, die baureif als Projekte vorliegen,
endlich verwirklicht werden. Führt man sich
die Multiplikatorwirkung von Bauleistungen

der Volkswirtschaft vor Augen, dann werden
von diesen Investitionen beträchtliche
Beschäftigungseffekte ausgehen.

1997             1998            1999             2000         BVA 2001      BVAE 2002             

Forschungsausgaben des Bundes
in Mio. Euro

1.133 1.145
1.260 1.230

2.61

1.239 1.265

170 170

1997             1998            1999             2000        BVA 2001     BVAE 2002              

Infrastrukturausgaben des Bundes
inkl. ASFINAG, BIG und ÖBB/SCHIG

in Mio. Euro

1.662

1.962
2.091 2.192

2.505
2.615

73
73

Offensivprogramm der Bundesregierung in Höhe von 
509 Mio. Euro für die gesamte Legislaturperiode. 
Annahme der Aufteilung: rd. 170 Mio. Euro pro Jahr

Quelle: BMF, Budgetrede 2002

Offensivprogramm der Bundesregierung in Höhe von 
218 Mio. Euro ab 2001 für die gesamte Legislaturperiode.
Annahme der Aufteilung: rd. je 1/3 pro Jahr

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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Konsolidierung zur Verbesserung
der Standortqualität 

Es besteht ein unmittelbarer und von kaum
noch jemand bestrittener Zusammenhang
zwischen der Entwicklung des Staatshaushal-
tes und dem Wachstum einer Volkswirtschaft.
So gut wie alle internationalen Vergleiche zei-
gen, dass in jenen Ländern, die den Konsoli-
dierungsprozess hinter sich haben und teil-
weise bereits beträchtliche Budgetüberschüsse
erwirtschaften, das Wachstum tendenziell
höher ist als in den hochverschuldeten Län-
dern, die in der Sanierung ihrer Staatshaus-
halte noch nicht so weit fortgeschritten sind. 

Das wohl beeindruckendste Beispiel für diesen
Zusammenhang war die US-amerikanische
Wirtschaft in den vergangenen acht Jahren,
die ein Wachstumstempo vorlegte, das deut-
lich über dem europäischen Durchschnitt lag.
Gleichzeitig stiegen die Haushaltsüberschüsse.

Österreich muss daher, will es seine wirtschaft-
lichen Standortchancen auf Dauer nützen und
bei der EU-Erweiterung eine dynamische Rolle
spielen, die Staatsfinanzen in Ordnung bringen.

Die Grundüberlegungen für den Konsolidie-
rungsprozess liegen klar auf der Hand:

Bei Forschung und Entwicklung muss auch
budgetär expandiert werden. Die Innovationen
von heute sind die Investitionen von morgen

und der Wohlstand von übermorgen.

Die Lohnnebenkosten in Österreich sind im
internationalen Vergleich extrem hoch und
müssen mittelfristig gesenkt werden. Auch
dazu braucht man jedoch wieder budgetären
Spielraum und wirtschaftspolitische Hand-
lungsfreiheit.

Die Reduzierung der Zahl der öffentlich
Bediensteten ist eine zentrale Aufgabe, wenn
man - wie die amtierende Bundesregierung -,
den Wandel vom klassischen Behörden- und
Obrigkeitsstaat zum Dienstleistungsstaat für
den Bürger ernst meint.

Die Maßnahmen zur Pensionsreform sind not-
wendig, um eine langfristige Sicherung des
geltenden Pensionssystems zu gewährleisten.

Die vom Finanzministerium eingeleitete Kapi-
talmarktoffensive erhöht die Attraktivität der
Börse und steigert die Funktionsfähigkeit des
österreichischen Kapitalmarktes, der im inter-
nationalen Vergleich noch einen Aufholpro-
zess vor sich hat.

Die Einführung der Studienbeiträge in Verbin-
dung mit der Reform der Universitäten führt
nicht nur zu mehr Kostenbewusstsein, sondern
voraussichtlich zu höherer Studiendichte, kür-
zerer Studiendauer und somit verbesserter
Verfügbarkeit der vorhandenen Ressourcen.

BUDGETSANIERUNG IST DIE BESTE

WIRTSCHAFTSPOLITIK
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Warum Konsolidierung gerade jetzt?

Die Notwendigkeit der Konsolidierung ergibt
sich nicht nur aus den Maastricht-Kriterien
und der Teilnahme Österreichs an der Europä-
ischen Wirtschafts- und Währungsunion. Die
Konsolidierung des Staatshaushaltes ist
unverzichtbarer Bestandteil einer wirtschafts-
politischen Gesamtstrategie, die es sich zum
Ziel gesetzt hat, die positiven Entwicklungen
in der heimischen Gesamtwirtschaft seitens
des Bundes nach Kräften zu unterstützen.

Die Rahmenbedingungen sind gut:
Die österreichische Exportwirtschaft boomt
wie kaum je zuvor. Die Zuwachsrate der Aus-
fuhren lag im Jahr 2000 bei fast 16% und das
Exportvolumen wird im Jahr 2001 wohl die
72,67 Milliarden Euro-Marke (1.000 Milliar-
den Schilling) überschreiten.

Das reale Wirtschaftswachstum dürfte sich
zwar - entgegen den ursprünglichen Progno-
sen der Wirtschaftsforschungsinstitute - 2001
verlangsamen, wird aber voraussichtlich über
der 2%-Marke liegen. Vom Konsolidierungs-
kurs der Bundesregierung werden mittelfristig
zusätzliche Wachstumsimpulse ausgehen. Das
heißt: Der Sparkurs stimuliert die Wirtschaft
in den kommenden Jahren.

Die Arbeitslosenrate konnte auf Grund der
konjunkturellen Entwicklung spürbar gesenkt
werden. Nach EU-Berechnung liegt sie bei
3,4%. In weiten Bereichen des höher qualita-
tiven Arbeitsmarktes herrscht akuter Arbeits-
kräftemangel. Daher hat es sich die Bundesre-
gierung auch innerhalb des Konsolidierungs-
kurses zur Aufgabe gemacht, durch forcierte
Investitionen im Bildungsbereich Qualifikati-
onslücken zu schließen.

Die Direktinvestitionen ausländischer Unter-
nehmen in Österreich entwickeln sich sehr
gut und schaffen zusätzliche Arbeitsplätze.
Der Konsolidierungskurs verfolgt das Ziel, die-
se Entwicklung zu beschleunigen und die
Attraktivität Österreichs für internationale
Investoren zu verbessern. In Länder mit geord-
neten Staatsfinanzen haben Investoren ein-
fach mehr Vertrauen.

Zu einer dynamischen Volkswirtschaft gehört
ein überschaubares und gerechtes Steuer-
system. Um weitere Erhöhungen von Steuern
zu vermeiden, ist es das Ziel des Konsolidie-
rungskurses, bestehende sogenannte Steuer-
schlupflöcher zu beseitigen, Steuerprivilegien
und ungerechtfertigte Begünstigungen auf
ihre Sinnhaftigkeit zu analysieren und somit
insgesamt zu mehr Steuergerechtigkeit zu
kommen.

Dieses Konzept konnte naturgemäß vor der
Unternehmensbesteuerung nicht Halt
machen. Deshalb kam es zur Abschaffung des
Investitionsfreibetrages, der Einschränkung
von Rückstellungen, der teilweisen Verlänge-
rung von Abschreibungszeiträumen, der
Begrenzung der Verlustvorträge und der
gerechteren Besteuerung von Stiftungserträ-
gen. Dazu kamen auch Einschleifmaßnahmen
beim Allgemeinen Absetzbetrag bzw. beim
Pensionistenabsetzbetrag im Bereich der
Lohn- und Einkommensteuer.

1995        1996         1997        1998         1999         2000        2001        2002            

Wirtschaftswachstum: EU und Österreich
Veränderung des realen BIP in %

EUÖsterreich

1,7

2,4

1,6

2,5
2,7

2,5

3,4

3,1
3,0

2,0

1,3

3,3

2,8

3,5

2,9
2,8

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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Woher kommen die Beiträge zur
Sanierung?

Im Jahr 2000 wurden bekanntlich die Budgets
für 2001 und 2002 konzipiert. Das Finanzmi-
nisterium befindet sich inmitten des Budget-
vollzuges des Bundesvoranschlages 2001. 
Die rund 6,54 Milliarden Euro (90 Milliarden
Schilling) Konsolidierungsbedarf im laufenden
Budgetjahr setzen sich wie folgt zusammen:

3,80 Milliarden Euro (52,3 Milliarden Schilling),
also den weitaus größten Teil, Maßnahmen in
der öffentlichen Verwaltung. Das gilt für die
Bundesverwaltung, die Fonds, die Länder, Städte
und Gemeinden sowie öffentliche Unternehmen.

Die Erwerbstätigen leisten einen Beitrag von
rund 763,06 Millionen Euro (10,5 Milliarden
Schilling).

Die privaten Haushalte leisten zur Konsolidie-
rung einen Beitrag in Höhe von 254,35 Millio-
nen Euro (3,5 Milliarden Schilling).

Die Pensionisten
sind mit rund
290,69 Millionen
Euro (4 Milliar-
den Schilling)
am Konsolidie-
rungskurs mit
Belastungen be-
teiligt. Als Folge
der Anhebung
des Pensionsan-
trittsalters ergibt
sich für den
Bund 2001 eine
Aufwandsreduk-
tion von 188,95
Millionen Euro
(2,6 Milliarden
Schilling).

Auf die Unternehmen entfällt ein Konsolidie-
rungsbeitrag von rund 1,06 Milliarden Euro
(14,6 Milliarden Schilling).

Stiftungen leisten einen Sanierungsbeitrag
von rund 152,61 Millionen Euro (2,1 Milliar-
den Schilling).

1999 57.249 1,3%1) 52.293 1,1%1) 4.956 3,3%
2000 58.209 1,7%1) 55.356 5,9%1) 2.854 -42,4%
2001 58.798 1,0%1) 56.417 1,9%1) 2.381 -16,6%
2002 58.314 -0,8%1) 57.487 1,9%1) 827 -65,3%

Jahr in Mio. Euro
Veränderung
gegenüber

Vorjahr
in Mio. Euro

Veränderung
gegenüber

Vorjahr
in Mio. Euro

Ausgaben, Einnahmen und Nettodefizit 1999-2002

Veränderung
gegenüber

Vorjahr

Ausgaben                           Einnahmen                            Abgang

 1997               1998             1999              2000             2001              2002             

Einnahmen und Ausgaben des Staates gemäß
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung in % des BIP

52,1 51,9 51,5 50,6 50,7 50,1

53,8 54,2 53,6 51,8 51,4
50,1

Ausgaben des Staates, insgesamt

Einnahmen des Staates, insgesamt

 (vorläufige 
Werte)

 (Planwerte)  (Planwerte)

Quelle: BMF, Budgetrede 2002

1) Ein Vergleich mit den Vorjahren ist vor allem durch die Ausgliederung der Post- und Telegraphenverwaltung (ab 1. Mai
1996), der Österreichischen Bundesforste, der ASFINAG und des Bundesrechenamtes (ab 1. Jänner 1997), der Auflas-
sung der Verwertungsstelle des Österreichischen Alkoholmonopols (mit Ablauf des 31. Dezember 1996), der Ausgliede-
rung der Bundesmuseen (beginnend ab 1. Jänner 1999), der Bundestheater (ab 1. September 1999), des Österreichi-
schen Statistischen Zentralamtes (ab 1. Jänner 2000) sowie der Bundesimmobilien (ab 1. Jänner 2001) nur bedingt
möglich

Quelle: BMF, Budgetrede 2002
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Licht am Ende des Tunnels

Österreich war jahrzehntelang von einer
gleichsam dualen Gesellschaft geprägt. Auf
der einen Seite der geschützte, keineswegs
dem Wettbewerb ausgesetzte Sektor und auf
der anderen Seite die exponierten Wirtschafts-
zweige, die in immer härter werdenden natio-
nalen und internationalen Konkurrenzverhält-
nissen - gerade unter den Rahmenbedingun-
gen der Globalisierung - stehen. Nur wenn der
überdimensionierte, geschützte Sektor, zu dem
auch die öffentliche Verwaltung zählt, einge-
grenzt wird, kann der Konsolidierungskurs
nachhaltig wieder budgetären Spielraum für
Zukunftsinvestitionen freimachen.

Deshalb ist die Verwaltungsreform eine zen-
trale Aufgabe der Konsolidierung.

Das sind die Zielrichtungen:

Wenn die öffentliche Hand die Aufgaben
nicht mehr effizient wahrnimmt, ist eine 
Verbesserung durch Rückzug des Staates und
durch Übertragung der Aufgabenstellung an
private Unternehmen sicherzustellen.

Paralleladministrationen im staatlichen Sektor
sind noch immer an der Tagesordnung. 
Sie müssen durch eine sinnvolle Zusammen-
führung von Verantwortlichkeiten oder durch
neue Organisationsformen beseitigt werden.

Die Bürgernähe ist zu verbessern und die Er-
füllung der Aufgaben effizienter zu gestalten.

Es wird daher seitens der Bundesregierung
konsequent überprüft, durch welche Koopera-
tionen und welchen Einsatz gemeinsamer Ein-
richtungen öffentliche Mittel sparsamer in der
Verwaltung eingesetzt werden können.

Weniger Verwaltungsebenen, dafür aber pro-

fessionelle Kundenorientierung. Die „Entbüro-
kratisierung“ war jahrzehntelang eine Lieb-
lingsfloskel der Sonntagsredner. Wir machen
damit ernst!

Weniger Gebote und Verbote für die Wirt-
schaft durch Straffung der Bewilligungsver-
fahren.

Ein reiches Land zieht die Bremse!

Österreich zählt, was das Bruttoinlandspro-
dukt je Einwohner betrifft, zu den zehn
reichsten Ländern der Welt. Auch diverse
andere Indikatoren lassen uns jeweils an der
oberen Spitze der internationalen Vergleichs-
tabelle rangieren. Nur bei der im Zuge der
Vorbereitungen auf die Wirtschafts- und
Währungsunion Europas definierten „Haus-
aufgaben“ zur Erreichung der Maastricht-
Kriterien war unser Land bis zum Antritt der
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neuen Bundesregierung extrem säumig.
Ein Blick auf die internationalen Statistiken
zeigt, dass Österreich 1999 mit einer Staats-
schuld in Höhe von 64,7% gemessen am BIP
zu den Spitzenreitern der Verschuldung inner-
halb der Europäischen Union zählte. Zwar gibt
es Länder mit einem höheren Staatsschulden-
anteil, aber diese haben in den vergangenen
Jahren beachtliche Erfolge bei der Reduktion
des Schuldenstandes erzielt. Dies gilt bei-
spielsweise für Italien und Belgien.

Sieht man sich die Budgetgebarung innerhalb
der Europäischen Union näher an, so muss
man feststellen, dass bei Amtsantritt der neu-
en Bundesregierung Österreich mit einer Neu-
verschuldung in Höhe von über 2% des BIP an
der Spitze lag. Es gab also für die österreichi-
sche Bundesregierung praktisch keine andere
Möglichkeit, als den Konsolidierungskurs mit
aller Konsequenz einzuleiten. Deshalb meinte
Finanzminister Karl-Heinz Grasser bei seiner
Budgetrede anlässlich der Vorlage des Bun-
desvoranschlages 2002 im Parlament wörtlich:
„Noch vor einem Jahr bei der Präsentation des
damaligen Stabilitätsprogramms wurde Öster-
reich für seine Finanzpolitik massiv kritisiert.
Wir waren das Schlusslicht in der EU. Die
Europäische Union, die OECD (Organization
for Economic Cooperation and Developement),
der IWF (Internationaler Währungsfonds), sie
alle kritisierten die Defizitpolitik der alten
Bundesregierung mit mehr als 159,88 Milliar-
den Euro (2.200 Milliarden Schilling) an
Finanzschulden und einem jährlichen Defizit
von mehr als 2% des BIP. Die Vorlage unseres
neuen Programms hat die Finanzmärkte beru-
higt und hat das Vertrauen in die österreichi-
sche Finanz- und Wirtschaftspolitik wiederher-
gestellt“. 
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PERFORMANCE REPORT FOR 2000---02

COUNTDOWN TO ZERO BUDGET-DEFICIT

English Summary

FEDERAL MINISTRY

OF FINANCE

To avoid possible confusion it should be pointed
out that in the text the word 

„
billion“ is taken to

mean 
„
one-thousand million“ (=109).
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It may sound trite but it is still true. The focal
point of budgetary policy in all western democ-
racies is the draft budget presented to parlia-
ment. Its figures embody the government pro-
gramme. The work undertaken by the Federal
Ministry of Finance is thus the keystone for
financing a well-ordered public  community
and for implementing the government´s eco-
nomic and social policies. The aim is to ensure
an efficient administration, improve public
services and support the state´s investment
policy.

Further vital aspects are: responsibility for
Austria´s macro-economic policy within the
framework of the European Union and the
euro-zone, as well as participation in guaran-
teeing the international and domestic stability
of financial markets. Thus the central tasks of
this department are, by tradition, budgetary
and taxation policy. Questions concerning
economic and structural policy also play a
growing role since the need to assemble and
distribute resources are essential structural
taxation mechanisms. Further prime tasks of
the Federal Ministry of Finance are financial
market supervision and customs.

In the course of its historical development the
Ministry of Finance has gradually been endowed
with further responsibilities for supervising
the economy. These include control functions
in the field of banking, savings, stock market
and insurance. Finally, as a result of EU mem-

bership a number of new tasks has devolved
on the Ministry such as the participation of
Austria in the European Monetary Union and
the resulting necessity for coordinating eco-
nomic and fiscal policy.

The Federal Ministry of Finance also handles
questions affecting the EU Budget,  contrib-
utes towards tax coordination, the implemen-
tation of financial services and customs in the
European integration process. A further task
performed on behalf of Austria is cooperation
within the framework of international finan-
cial institutions.

The Federal Ministry of Finance is the super-
visory body for the Tax Administration. In
1996 it also assumed the ownership function
of Österreichische Industrieholding AG (ÖIAG),
the holding company for various federal 
enterprises lined up for privatisation.

Service centre for transition 
to the euro

The coming introduction of euro banknotes
and coins will be the first visible, concrete
evidence for Austrians of their country´s 
Economic and Monetary Union membership 
as part of EU-12, the euro-zone. The Federal
Ministry of Finance has cooperated closely
with the Austrian National Bank, the central
issuing body, in effecting the transition 
modalities for the new currency and making

THE FEDERAL MINISTRY OF 

FINANCE --- KEY PLAYER IN PUBLIC

RESPONSIBILITY AND REFORM
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them comprehensible to the general public.

The Federal Minister of Finance, Karl-Heinz
Grasser, has been a passionate advocate of a
single currency for Europe. At both national
and European level he has promoted moves
towards punctual implementation of the euro
on 1st January 2002.

Modern tax management meets
demand for transparency

The public administration and the service 
enterprises associated with it are under
increasing, critical scrutiny by the public. 
This is a phenomenon which inevitably makes
itself felt at a time of gradually increasing
taxes and duties.

The average citizen wants not only an assur-
ance of tax fairness but also demands increas-
ing transparency and evidence that public
bodies function as efficiently as the private
sector and can stand up to any benchmarking
comparison. The Federal Ministry of Finance is
fully aware of this and insists on in-house
thrift, expediency and economy. Accordingly,
the Ministry with its 15,000 or so staff mem-
bers at the beginning of 2000, plans, guides
and checks the state´s income and expenditure.

The Federal Ministry of Finance and its offices
around the country regard taxpayers as citi-
zens with full rights and responsibilities enti-
tled to benefit from available public services.

The Ministry´s readiness for efficiency is dem-
onstrated by the concrete plans for reducing
the staff in central departments and in the
provincial finance directorates down to
13,700 in 2001 and by about a further 800
full-time employees by the end of 2003.
Among many additional in-house economy
measures are:

• the outsourcing of banking supervision;
• optimising the location of local tax offices;
• the legal obligation for automated electronic

issuing of wage-slips so that the personnel
thus freed can be transferred to more
essential duties;

• the extension of self-calculation of fees and
transfer taxes by notaries and lawyers;

• the integration of wage-tax and excise-duty
controls with field audits;

• the sale of certain real estate no longer
required by the state;

• the establishment of a federal procurement
company to promote synergy effects between
the Ministries; and 

• the re-organization of main customs 
offices.
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By its very nature the Federal Ministry of
Finance is both driving force and controller in
implementing the Austrian federal govern-
ment´s consolidation policy. It is therefore
logical that in 2000 extensive efforts were
initiated to show the way ahead in cutting
down bureaucracy and stepping up efficiency.

In addition to the efficient deployment of 
existing personnel resources and the optimum
usage of Internet facilities with modern and
professional controlling one of the cornerstones
of the federal government´s overall conception
is a clearly formulated programme of privat-
isation. Since the Federal Ministry of Finance
is in charge of administering the state´s direct
and indirect participation in enterprises there
is a direct connection. On the basis of the
ÖIAG Law dating from 2000 the state holding
company ÖIAG has been entrusted with the
job of privatisation, so that enterprises or shares
in enterprises can be transferred in their 
entirety either to new owners, strategic 
partners or the public at large.

Affected so far are: the Österreichische Staats-
druckerei GesmbH, the Dorotheum GesmbH,
the Printmedia Austria AG, the Flughafen
Wien AG, the Österreichische Sparkasse AG,
the Telekom Austria and the Austria Tabak AG.
In realisation of this commission the sale was
effected in November 2000 of the whole PSK
to the Bank für Arbeit und Wirtschaft AG, the
sale of 22.4% of Telekom Austria AG on the
stock exchange and the sale of 4.8% of STET

International (Telecom Italia). Furthermore the
sale of 2.62% each of Flughafen Wien AG
shares to the City of Vienna and the Province
of Lower Austria; the sale of 3.22% (in the
course of a share buy-back); and the sale of
the remaining 8.92% of Flughafen Wien AG
to domestic and international institutional
investors.

The bases for consolidation

The urgent need for budget consolidation was
accepted by the new federal government
when it came into office in February 2000. In
direct consultation with all the other federal
ministries the Ministry of Finance drew up
and submitted to parliament no less than
three national budgets in the course of the
year. Their overall aim is to achieve a zero
budget-deficit during 2002. A medium-term
objective was intentionally chosen for speedy
implementation. The draft budget for 2000

TAKING STOCK OF 2000 --- 

ON THE RIGHT PATH

1995         1996           1997         1998          1999           2000          2001         2002             

Public debt including currency swaps and 
project financing in per cent of GDP

57.50 57.01 58.70 58.74 59.86 58.52 57.75
55.66

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002
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assumed a net deficit of 3.97 billion euro
(54.6 billion ATS), equivalent to 2% of Gross
Domestic Product. Thanks to strict discipline
and a favourable business cycle the actual
deficit was brought down to around 2.83 bil-
lion euro (39 billion ATS), or about 1.09 billion
euro (15 billion ATS) better than foreseen. 
Interest repayments on existing debt thus
sank by around 61.05 million euro (840 mil-
lion ATS) per annum.

The draft budget for
2001, concluded in
the latter half of
2000, aimed at
making good some
of the omissions of
earlier years, such 
as 1998 and 1999
when budget con-
solidation came to 
a standstill. In so
doing the Austrian
Federal Government
responded to justi-
fied international
criticism levelled
against Vienna by
the European Union,
the International
Monetary Fund and
the OECD.

The draft budget for 2001 accordingly lowered
the anticipated net deficit to 2.38 billion euro
(32.8 billion ATS) or 1.1% of GDP. It was hailed
as a significant budget restructuring programme.

The draft budget for 2002 went even further,
aiming at a net deficit of only 828.47 million
euro (11.4 billion ATS) equivalent to 0.4% of
GDP, and approaching closely to the coveted
goal, never before reached during the Second
Republic, of a zero budget-deficit.

As a result there is now a realistic chance in
the medium term of reducing the state´s
financial obligations to 55% of GDP. 
A budgetary turnaround.

Significant in this context are the Austrian
contributions towards the overall budget of
the European Union. The total, budget of the
EU amounts per annum to about 89.39 million
euro (1,230 billion ATS), equivalent to 11/2

1997                1998                  1999                  2000                 2001                 2002             

Expenditure for interest (net)
in per cent of GDP 1997-2002

3.49

3.45

3.37

3.22

3.18

3.12

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002

Belgium
Italy
Greece
Austria
Spain
Germany
Sweden
France
Netherlands
Portugal
Denmark
Finland
Ireland
UK
Luxembourg    

111 .1
110 .7

103 .9
64 .4

61 .0
60 .0

58 .6
58 .3
56 .9
56 .1

48 .5
42 .5
41 .6

38 .8
5.5

EU comparison of debt ratios   in per cent of GDP1)

2)

1) Position: December 2000
2) BMF forecast values: budget balance 1.3%, debt ratio 62.9%

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002



54

times the size of the Austrian budget. Austria
is known to be a net payer to the EU. 

The contributions of the individual countries
are assessed on the basis of gross social prod-
uct and value added tax. Austria thus paid
around 2.05 billion euro (28.2 billion ATS) (1%
of Austria´s GDP) in 2000 into the EU budget.
That same year Austria received EU services
worth altogether 1.38 billion euro (19 billion
ATS). Approximately 74% of this amount went
towards agricultural subsidies, 19% to struc-
tural assistance projects.

Among the further milestones passed during
2000 possibly the most significant was the
creation of a 

„
Reconciliation Fund“ - totalling

436.04 million euro (6 billion ATS) - to com-
pensate slave workers and forced labourers of
the Nazi regime on the territory of present-
day Austria.

Other major financial hurdles surmounted
were the conclusion of a hospital financing
plan for the next four years, and agreement
on the sharing of financial burdens between

the federal provinces and the state. The prov-
inces for their part undertook to assist in
achieving a national zero deficit by making a
substantial contribution. During the financial
equalisation period from 2001-2004 they will
earn a budget surplus of at least 0.75% of
GDP (1.67 billion euro/23 billion ATS whatever
happens) per annum. The provinces will also
pay a consolidation contribution of 218.02
million euro (3 billion ATS) to the state.

The federal government has undertaken to
reduce permanently total state indebtedness
through substantial proceeds from the sale of
government property and industrial holdings
from a level of more than 64% of GDP at the
end of 1999 to well under 60% by the end of
2003. This will greatly ease the rate of inter-
est repayments by the state.

2000 was also an important year as regards
state pension reform. On 1st October measures
were enacted to raise the minimum age for
taking early retirement as well as for making
deductions to old-age pensions when these
were claimed in advance of the statutory age.
This will guarantee the continuing viability of
the existing pension scheme as well as take
demographic development of the population
into account.

It has unfortunately not been possible to avoid
revenue-side budgetary measures. Restructur-
ing has been achieved in part by raising the
tobacco tax, adjusting the motor-vehicle
insurance tax and increasing the electricity
levy, as well as by adapting various fees and
excise-duties.

National and international 
economic policy

Setting new signals for short- and medium-
term budgetary aims not only has immediate
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consequences for the national economy. It
also has international implications.

The Federal Ministry of Finance plays a key
role in formulating Austria´s standpoints within
the European Union and the Euro-Group of
finance ministers whose monthly meetings
also coordinate fiscal policy for the Euro-12
within the European Central Bank.

During the course of 2000 there was a further
intensification of eco-political coordination and
a stronger integration of financial markets in
the interest of strengthening the single market
and the Economic and Monetary Union.

After lengthy and complicated negotiations
fundamental accord was achieved on the
taxation of private interest earnings, corporate
taxation and the taxation of dividends and
licence fees. The compromise envisages an
exchange of information by 2003 at the latest
concerning dividend earnings by non-residents.
However Austria, like some other member states,
will not at first pass on any information. Non-
residents with income from interest will be
liable to payment of a withholding tax.

The international economic situation requires
active participation by Austria in international
financial institutions. The Federal Ministry of
Finance bears the responsibility for this. Austria
is currently involved with the International
Monetary Fund (IMF), and with the European
Bank for Reconstruction and Development
(EBRD). Austria is also a member of the Euro-
pean Investment Bank as well as of several
regional development banks.

During the course of 2001 Austria will contrib-
ute around 29.07 million euro (400 million
ATS) towards these international financial
institutions.

It should be emphasised that the ambitious
plan for reducing the national indebtedness 
to zero is not an end in itself but rather one
for restoring budgetary manoeuvrability. This
is particularly important with regard to the 
stabilisation of economic growth and for
strengthening public investments.

It is clear that Austria needs to invest more in
the future. Education, further education, re-
search and development should be accorded
greater support. The Austrian Federal Govern-
ment intends to push up the sums devoted to
R&D to 2.5% of GDP by 2005.

Many people are ignorant of the fact that the
Customs Administration makes a vital contri-
bution towards servicing the economy and
bringing in tax revenue. In addition to com-
bating fraud the customs administration seized
74.2 million smuggled cigarettes in 2000 as
well as 1,409 kg of narcotic drugs.
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Budget consolidation through less
expenditure but also more revenue

The ambitious aim of bringing down new
national indebtedness to zero by the budget
year 2002 necessitates implementation of a
consistent consolidation course. It is unfortu-
nately clear in this respect that the state can-
not make do with economies of expenditure
alone. It also needs increased revenue. This
means, in effect, that taxes and other levies
cannot be brought down in the short term to
what would be a long term desirable level. In
the quest for new tax sources two basic prin-
ciples are being pursued: equality of taxation
and observance of social symmetry.

In 2000 the income tax and value added tax
guide-lines were defined within the frame-
work of a joint management project by the
Federal Ministry of Finance in conjunction
with the provincial finance directorates and
the tax offices. This comprehensive coopera-
tion made it possible after 16 years - the old
guidelines dated from 1984 - to unify all the

existing income tax legislation. At the same
time the whole, very extensive, body of value
added tax legislation was codified for the first
time ever. These tax directives will now be pro-
cessed in electronic form and made accessible
to administration, business and industry.

New orientation of the Austrian
Tax Administration

More efficiency and effectiveness are the tar-
gets for an ongoing  re-organisational project
by means of which the tax administration
hopes to establish an exemplary, innovative
administration. This foresees, inter alia, 
the following key points:
• simplification of legislation,
• thoroughgoing electronic interaction with

the citizenry,
• levelling down of the hierarchical organi-

zation,
• shortening of procedural methods, and
• increased individual responsibility for 

efficiency experts.

It is intended that this new orientation of the
Tax Administration should be fully effective
by 2005.

Contributions towards investor
confidence

In accordance with a new EU directive the
Austrian Securities Supervision (Wertpapier-
aufsicht) was reorganized, and to make the
best possible use of resources it was transfer-
red to the FMA.

At the end of 2000 3,845 investment funds
were supervised by the Federal Ministry of
Finance. Of these, 1,603 were on offer by
Austrian capital investment bodies, and an-
other 2,132 were from societies based in the
EU or in the European Economic Area. The
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Austrian government has been especially keen
to tackle the problem of money laundering.
Austria therefore complies with the recom-
mendations of the Financial Action Task Force
on Money Laundering (FATF), and stepped up
the measures in 2000, especially with regard
to abolition of the possibility of opening
anonymous pass-book savings accounts.

The Federal Ministry of Finance supervises the
activities in Austria of about 90 insurance under-
takings with a total annual premium volume
of 12,354 billion euro (170,000 billion ATS).

Export promotion

In order to improve the Austrian balance of
payments the Minister of Finance is empowered
to extend federal guarantees for export deals
up a maximum of 35.03 billion euro (482 bil-
lion ATS). For many years this procedure has
considerably aided the Austrian export industry,
so that, for instance, about 9% of all Austrian
exports were covered by this system in 2000
alone.

The Finance Minister is likewise authorised to
accept liability for the credit operations of the
Österreichische Kontrollbank AG up to a maxi-
mum volume of 25 billion euro (344 billion ATS).
By the end of 2000 21.49 billion euro (295.7
billion ATS) of this sum had been taken up.

Moving towards electronic 
government

The Austrian Tax Administration is among the
most modern ones in Europe with regard to
the application of information technology.
Highly efficient IT support is a key responsibi-
lity of the Ministry of Finance. This quality
standard must now be strengthened and
secured so that other administrative sectors
can also profit from it. The essential task of

the IT Section is the automation of calculations
in connexion with budgetary, income and 
personnel matters. Other obligations are the
permanent modernisation of the department´s
IT infrastructure and the extension of IT support
to other federal ministries.

Noteworthy achievements - 
Practical applications

• In 2000 approximately 7 million tax assess-
ments were completed, printed and des-
patched using automated processing.

• In the Property Owner Information system,
an integrated data-base, 2,100,000 files
have been stored, together with a further
600,000 relating to farming and forestry.

• Approximately 6 million payments of family
benefits are now effected annually using
electronic means.

In addition to in-house rationalisation measures
the Ministry of Finance offers numerous other
external services:
• Finanz-Online (Finance Online) enables trust-

ees and notaries public to access and com-
municate client data.

• Taxes can be paid online by accessing
www.bezahlen.at

• ZOLL-Online (CUSTOMS Online) simplifies
the electronic handling of import/export
data.

• Electronic Tax Decree Documentation (ESED)
will ultimately give up-to-date information
to tax administration officials concerning all
decrees, enactments and other relevant
information.
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Whether in a private household, a business or
a state budget: reconstruction and consolida-
tion is almost always a painful process since
deep-cutting measures have to be taken. It is
equally unpopular with family members,
business staff and, at the end of the line, with
the general public. 

The policy hitherto pursued in Austria generally
gave priority in stabilising economic growth
to short-term considerations rather than to
any sustainable strategy. Now the time has
come to make a clean sweep.

The government in office sees it as its respon-
sibility towards future generations to aim for
a zero net new budget deficit by 2002. This
means that no new debts should then accrue.
A long overdue political decision!

The starting situation is sufficiently dramatic.
At the beginning of 2000 the total indebted-
ness of the state amounted to more than
145.35 billion euro (2,000 billion ATS). In
addition there were enormous extra-
budgetary obligations, such as:
3.63 billion euro (50 billion ATS) for the ÖBB,
3.34 billion euro (46 billion ATS) for the ÖIAG,
2.62 billion euro (36 billion ATS) for the 

former PTBG,
5.96 billion euro (82 billion ATS) for the ASFINAG,
1.16 billion euro (16 billion ATS) for the BIG,
2.54 billion euro (35 billion ATS) for the SCHIG,
1.02 billion euro (14 billion ATS) for the UWWF.

Of course, these additional obligations are
offset by services, particularly in the infra-
structural sector. Nevertheless, the financing
of these at the expense of future generations
was no longer acceptable. The resulting inter-
est payments alone constituted such a burden
that the budget was left with less and less
opportunity to act creatively. 

The time element was also dramatic. By 1997
the state was already paying a massive 6.39
billion euro (87.9 billion ATS) in interest. In
1999 this obligation rose to 6.64 billion euro
(91.4 billion ATS), and in 2000 it was more
than 6.76 billion euro (93 billion ATS). These
are mortgages on the future which can no
longer be justified in any responsible budget-
ary policy.

6.76 billion euro (93 billion ATS) in interest, a
further 10.90 billion euro (150 billion ATS) for
eradication of debt. Together these amount to
more than 8% of GDP, or about four times
the amount we currently spend in Austria on
research and development (including costs in
the university field).

RECONSTRUCTION NOW --- FOR 

FREEDOM TO MOVE IN FUTURE

1997                 1998                 1999                    2000                 2001                 2002           

Public deficit in per cent of nominal GDP
(per Maastricht definition)

1.7
2.3 2.1

1.1
0.7 0.0

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002
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It simply could not go on like that! Because
servicing the state debt bereaved the public
sector of any chance of investing in the fu-
ture. The 2000 budget marked a change for
the better. The proportion of state expenditure
to GDP came down from 29.05% (in 1999) to
28.22% (2000). The deficit was reduced from
2.51% of GDP (1999) to 1.38% (2000).

In 2000 it proved possible not to incur, as
planned, 3.97 billion euro (54.6 billion ATS) in
new debts but to keep these down to nearly
2.83 billion euro (39 billion ATS). That was the
upshot of a consistently strict budgetary imple-
mentation, which can be seen as among the
most impressive achievements of the Tax
Administration in 2000.

According to EU criteria the so-called Maas-
tricht deficit for 2000 only amounts therefore
(when including provincial and municipal out-
lays) to 2.36 billion euro (32.5 billion ATS).
This is equivalent to 1.1% of GDP. As recently
as 1999 this quota stood at 2.1%. This means
that a turnaround has started which had not
been anticipated with such clarity by the
European Commission, and for which praise
has been lavished on Austria´s budgetary
accomplishment. Put simply: the vicious circle

of ever larger debts incurring ever larger inter-
est obligations and amortization has been
interrupted.

The draft budget for 2002, passed by parlia-
ment in Vienna in April 2001 foresees revenue
of 57.48 billion euro (791 billion ATS) and
expenditure of 58.28 billion euro (802 billion
ATS). This represents a so-called administra-
tive net deficit for the state of 828.47 million
euro (11.4 billion ATS) or - according to our
current growth estimates - of 0.4% of GDP.
This is the equivalent of a Maastricht deficit
of about 1.60 billion euro (22 billion ATS), or
approximately 0.7% of GDP.

This means that the residual extra state
indebtedness in 2002 will be a clear 1.53 bil-
lion euro (21 billion ATS) less than that fore-
seen in the draft budget for 2001.

Budget reconstruction mainly
through reduced expenditure

State wage and salary outlays will decline in
2002 by 79.94 million euro (1.1 billion ATS)
compared with 2001, despite the fact that
state employees have received a salary hike of
0.8% during the current year.

Expenditure will be reduced by 399.70 million

1997              1998             1999              2000              2001             2002
                                                           (Provisional      (Planned       (Planned
                                                                value)             value) value) 

Taxes and levies according to aggregate economic
value as per cent of GDP

44.8 44.7 44.5 43.6 44.5 44.3

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002

 1997               1998             1999              2000              2001            2002
                                                                                     (Planned       (Planned
                                                                                        value)           value)             

Federal expenditure on education and science
in million euro

6,791
7,163

7,502 7,778 7,922 7,999

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002
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euro (5.5 billion ATS). This pre-supposes a
consistent economy drive and a seriously
undertaken rationalisation drive by all depart-
ments. The Federal Ministry of Finance will
nevertheless do everything possible to make
savings in expenditure. 

Intensive efforts coordinated by Deputy Chan-
cellor Susanne Riess-Passer are underway to
implement a sustainable administrative

reform coupled with an appreciable reduction
in bureaucracy. The Federal Ministry of Fi-
nance is itself setting a good example as is
shown by the performance reports of the
various ministerial departments.

1997             1998            1999             2000               2001            2002
                                                                                 (Planned      (Planned
                                                                                    value)          value)             

Federal expenditure on research
in million euro

1,133 1,145
1,260 1,230 1,239 1,265

170 170

Federal government campaign totalling 508 million euro
for the whole legislative period. 
Assumed partition: approximately 170 million euro p.a.

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002

1997             1998            1999             2000             2001            2002
                                                                               (Planned      (Planned              
                                                                                  value)          value)       

Federal expenditure on infrastructure including
ASFINAG, BIG and ÖBB/SCHIG

in million euro

1,662

1,962
2,091 2,192

2,505
2,615

73
73

Federal government campaign totalling 218 million euro
starting in 2001 for the whole legislative period. 
Assumed partition: approximately 1/3 each p.a.

Source: Federal Ministry of Finance, Budget speech 2002
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There is an immediate and virtually uncon-
tested connection between the development
of a state´s budget and the growth of an 
economy. The most convincing example of
this interaction has been given by the US 
economy during the past eight years, during
which growth rates far higher than the Euro-
pean average were chalked up. At the same
time budget surpluses rose.

If Austria is to exploit its ongoing business
location advantages and play a dynamic role
in European expansion then it must get its
state finances back into balance.

The basic pre-requisites for this consolidation
process are clear to see:
• for research and development more budget-

ary means must be made available. Today´s
innovations bring tomorrow´s investments
and prosperity in the future;

• non-wage labour costs in Austria are ex-
tremely high compared with those in other
countries and must be lowered in the 
foreseeable future;

• a reduction in the number of public service
employees is a key obligation if the present
government´s commitment to servicing the
public is to be taken seriously;

• further measures to reform the state pen-
sion scheme are necessary if long-term
assurances are to be given for the current
retirement pension system.

Some good signs already

As it happens the outlook for consolidation is
good. Austria´s exports are booming as hardly
ever before. Effective economic growth will
possibly slow down somewhat in 2001 but
will probably still remain at over 2%. The un-
employment rate has been appreciably lowered
to around 3.4% (according to Eurostat figures).
And foreign direct investments in Austria are
developing very well and bringing additional
places of employment. The consolidation pat-
tern is designed to encourage this develop-
ment so as to improve the attractiveness of
Austria for international investors. Since in-
vestors clearly have more confidence in coun-
tries with well-ordered state finances.

GETTING BUDGET BACK IN 

BALANCE IS THE BEST 

ECONOMIC POLICY
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Light at the end of the tunnel

For decades Austria was characterised by the
existence of a virtually dual society. On the
one hand there was the protected sector, not
exposed to competition. On the other the
exposed branches of the economy facing ever
tougher national and international competitive
conditions, especially when confronted with
globalisation. Only if the over-dimensioned
protected sector (which includes the public
administration) can be narrowed down will it
be possible to clear the way for a sustainable
consolidation course ensuring medium- and
long-term manoeuvrability and a return to
budgetary flexibility.

That is why administrative reform is seen as
essential to the consolidation process. Its
principal objectives therefore include the
transfer into private hands of duties which
cannot be efficiently handled by the public
enterprises, and the combination of responsi-
bilities in cases where parallel administrations
exist in the state sector. Furthermore, concrete
efforts should be undertaken to bring adminis-
trative activities closer to the public and make
them more efficient. 

„
Doing away with bureau-

cracy“ has long been a favourite theme for
soapbox orators. Now is the time to put it
into practice, for instance by reducing business
ordinances and prohibitions, and by simplifying
authorisation procedures.

A rich country applies the brakes

As far as per capita GDP is concerned Austria
is rated among the ten richest countries in the

world. Various other indicators also put us up
at the peak in international comparisons. 

However with respect to the 
„
homework“ to 

be done for the Economic and Monetary Union
in order to meet the Maastricht criteria our
country, until recently, lagged seriously
behind.

A glance at international statistics shows that
in 1999 Austria, with a state debt equal to
64.7% of GDP, was among the most heavily
indebted countries in the European Union.
There are countries, it is true, with a higher
level of national debt but in recent years they
have taken great strides to reduce their debt
levels. This has been the case, for instance,
with Italy and Belgium.

Looking at budgetary policies within the
European Union one comes to the conclusion
that Austria in 2000, was at the top with new
debts amounting to 1.1% of GDP. There was,
in effect, no alternative for the Austrian federal
government than to initiate a consistent
policy of consolidation. 

That was why the Minister of Finance, Karl-
Heinz Grasser, in his speech introducing the
draft budget for 2002, said: 

„
Only a year ago,

in presenting its stability programme, Austria
was heavily criticized for its financial policy.
We were the tail light in the EU. The European
Union, the OECD (Organisation for Economic
Cooperation and Development), the IMF - they
all criticized the deficit policy pursued by the
former federal government which had run up
more than 159,88 million euro (2,200 billion
ATS) in debts and incurred an annual deficit
of more than 2% of GDP. The presentation of
our new programme has calmed the financial
markets and has restored confidence in 
Austria´s financial and economic policy“.
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